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? Spionage: - Der Spionagefell 
Kölsch ist; offenbar schwerwie- 
göader. als bislang SSentiicix be- 
Jranöt wurde Rotsch hatte Zu- 
gang zu alten wesentlichen Zu- 
faznftsentwickhmgen in. der Waf- 
. frntestin i k . beim Münchner 
. MBB-Konzem. (S. 8) 

■ Australien: Die Labor-Partei von. 
Premier Robert Hawke hat die 
Pariamentswahlen gewonnen, 

' mußte jedoch einen Stimmenver- 
lust von Lß Prozent hinnehmen. 

TamBac Da- Konflikt zwischen 
: Separatisten der tamüischen. Mm- 
derheit in Sn Lanka und den 
Sjnghatesen hat sich verschärft. 
Am Wocbenende starben minde- 
stens 200 Menschen. (S. 5) 

.KeabUedonieii: Paris hat einen 
Hochkommissar für Neukaledo- 
nien enaärmt, der Vorschläge für 
das Selbstbestknmungsrecht der 
140000 Bewohner unterbreiten 
solL Am Wochenende war die Pa- 
aifiteJ C rilonte von separatistischen 
ganafcen für una bhäng ig erklärt 
; worden. CS. 5) 


Schritt zur Demokratie: Die Mon- 
archie Saudi-Arabien soll 
Angaben von König Fahd en Par- 
lament und gn y» p>a»hfi»hpiiA 
Verfassung «-halten, einer er- 
sten Stufe soll in Kürze eioe Bera- 
tende Versammlung gebild et wer- 
den, deren Mitglieder zunächst 
einmal ernannt werden. 

Südafrika: Bei Paihw^t*"^ 
wahlen mußten Präsident Botha 
und seine Nationale Partei einen 
empfindlichen hin- 

nehmen. (S. 5) 

Papst-Reise: Der Vatikan hat be- 
stätigt, daß Johannes Faul LL zu 
Beginn des neuen Jahres Vene- 
zuela, Ecuador, Peru' sowie Trini- 
dad und Tobago besuchen wird. 

Medien: Mehr als 50000 Haus- 
halte in der Bundesrepublik, der 
Schweiz und Österreich waren 
nach ZDF-Angaben am Wochen- 
ende dabei, als das SatefljlglfaD - 
sehen 3SAT vorgestellt wurde. 

Heute: EG-Gipfel in Dublin. — 

Wflhfon niif G renada 
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WELT-Serie „Sieg der Sterne“ ■ 

-ln den Laboratorien der beiden mächtigsten Staaten der Erde 
tobt dergrößte technologische Wettstreit der Geschichte. Es 
geht am die Kchtgeschwinden Strahlenwaffen zur Abwehr 
interkontinentakr Raketen und damit der nuklearen Bedro- 
hung. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts soll das Projekt von den 
Vereinigten Staaten iznt Müfiaiden-Aofwand verwirklicht 
sein. ' ■ ' . ' Seite 6 
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EntwieUangshilfe: Sn Vorfeld 
der beute in Paris beghrnenden 
OECD-Tagung über Entwick- 
lungshilfe' haben die USA Bonn 
. aufjgefhrdert, ’ die 'Miqnhfinanyifl - 
rung (Mischung von Entwick- 
lungshilfe mit ImmnteTOpHim 
KredftmO einzuschränken, (ß. 9) 

K o njunk t ur: Die weütwirtschaft- 
lidbe Lage in diesem- Bexfost ist 
insgesamt weitenhin za&iedenr 
atmend. Das ist das Fazit esner 
’• Uroß^e-ctes Mfadmer^IfojGBifc’.., 
tatsbö^MO Wirischaftsmcperten. 
(S.8). •••• 


Ost-West-Hanfleh Die Exporte 
der Östlichen Länder (ohne 
UdSSR) in den Westen stiegen 
mengenmäßig im ersten Halbjahr 
um 17 Dozent, die der UdSSR um 
zwd Prozent Die Entführen er- 
höhten sich um nur drei Prozent; 
die UdSSR verringerte ihre 
Importe um neun Prorärt. 

Börsen: Auch 1984 dürfte ein Jahr 
für Aktionäre werden. Nach Be- 
rechnungen der Schu tzvereim- 
gung für Wertpapiaä>esifz haben 
<fie Kurse bisher um zehn Prozent 
zugelegt (S. 10) 



ZITAT DES TAGES 

9? Zum Kembestand liberaler Poli- 
tik gehört die Verteidigung von In- 
dividualität und die Garantie dafür, 
daß man sich in einem gesellschaft- 
lichen und politischen System be- 
findet, das offen bleibt, das entwick- 
lungsfähig ist 99 

Mutin Wangamimn, Buodeswirtschafts- 
mirrigtgT- und designierter FDF-Vorsttzen- 
der, in efnem WELT-Gespräch 

FOTO: SVBi SIMON 


KULTUR 


TmExil: Der frühere Ubftfifrrigent 
des Sinfonieorchesters des pohn- 

- sehen - Rundfbnks, Jacek Kaspr- 
jyk,_hat a us politischen Gründen' 
beschlossen, vorerst nicht mehr 
nach Polen zuiückzukehren. 
Kasprijyk, dar j ahrel a n g an der 

- Düsseldorfer Oper tätig war, lebt 
derzeit in London (S. 17) 


Hesse: In Berlin wurde die 7. Sin- 
fbme von Hans Werner Henze, ein 
Auftragsweik des Phühaxmoni- 
schen Orchesters, unter Dirigent 
Gianhügi Gehnetti uraufgefiihrt 
Die 7. Sinfonie ist ein Master- 
stück. . der Instnimentierungs- 
kunat, das tiefe Betroffenheit hin- 
teriäßLCS.17) 
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SPORT 


Weyen. Der SporttHind-Prasident 
hat den Staatsamateur westlicher 
: Prägung gefordert- Demnach sol- 
len künftig deutsche Spitzen- 
sportler beim Verband angesteUt 
werden und ein entsprechendes 
Salär erhalten. (S. 16) 


Ski alpin: Der für Luxemburg 
startende Österreicher Marc Gi- 
rardelli gewann in Sestziere (Itali- 
en) den ersten Weltcup-Slalom der 
Saison. Der deutsche Renxmläufcr 

Florian Beck belegte den ac hten 

Platz.(S. 15) 


AUS ALLER WELT 


Gnn Sasso:. Nach lüjährigen 
Bauarbeiten rollt seit dem Wo- 
chenende der Verkehr durch den 
län gsten Straßentmipd Europas 
unter dom Alpenmassiv des Gran 
Sasso d’Italia. Er verbindet die 


(S; 18) 


CraÄ-Test: En 20-hGIlionen-Dol- 
lar-Test dg Nasa s chlug Mi L Eine 
Boeing 720, die mittels eines kero- 
sinentschärfendfin Zusatzes zu ei- 
ner Bruchlandung ahne Feuerent- 
wicklung aufeetzen sollte, ging in 
Flammen auf. 05. 18) 

Wetten Neblig trüb. Es 8 Grad. 


Abgcrdem lesen Sie iß dxser_ 




' ' %T! ;■ 


Meinungen: Im Gespräch: Der 
Dalai Laina — ffr den Volkskon- 
greß?-Von Detlev Ahlers S.2 

ife tofe n tte Ein Vollbad im 
Wohlwollen -Hänutt Kohl in War 
riängfon 

Saartand: CDU wittert Morgen- 
luft -Kämpferisch ging Zeyermtt 
Lafontaine ins Gericht SA 

Nahost: Hussein dÄngt Kairo zu 
lhittativon. — Spekulationen nach 
HXVGipfä S- 5 

Foranu Personalien und Leser- 
bifefe an die Redaktion der 
WELT. Wort des Tages S.7 


ECrOipfeh Mittripunkt der Ge- 
spräche sind wieder die Beitritts- 
verhandlungen S.9 

Fernsehen: Wie steht es um die 
TV-Unterhaltucg? - Vom Um- 
mrio mit. dem Kunstvogel S. 13 


Sovjdisdier Vorwart IOC-Füh- 
ist käuflich -Kmne Sanktio- 
«n wwn Bnvkotteure S. 16 


PankrasE-R- Piper und die böse 

Neugier - Über die Indiskretion 
um Uwe Johnson 

IMMb: Test macht Tiöversuche 
Qj^fEisslg- Wissenschaftler au^ 

fwxnrhnM S.18 


Bangemann: Die Koalition 
über 1987 hinaus angeleg 

WELT-Gespräch mit dem Btmdeswirtschaftsminister / Rundreise zu FDP-Vi 

MANFRED SCHELL, Bonn Diskussionen von Zeit zu Zeit ver- im Laufe der nächsten 
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Katastropheten 
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PETER GlUiIES 


Bundeswirtschaftsminister Martin 
Bangemann bat klargestellt, daß es 
bei seiner Kandidatur um den FDP- 
Vorsitz auf dem Partatag in Saar- 
brücken bleibt Zur Zeit sei er in einer 
„Art von Rundreise* dabei, mit den 
einzelnen Landesverbänden „noch 
«nmal über die wesentlichen Proble- 
me“ der Partei zu sprechen, sagte 

Bar>ggmanr> in aingm Gespräch mit 

der WELT. Auf Gerüchte angespro- 
chen, Hans-Dietrich Genscher wolle 
«a»ingn Verzicht auf den Parteivorsitz 
rückgängig machen und somit sein 
„eigener Nachfolger* werden, ant- 
wortete Bangemann: Jch weiß nicht, 
woher solche Gerüchte Nahrung be- 
ziehen. Jedenfalls haben sie keinerlei 
sachlichen Hintergrund.“ Er habe 
von vornherein ggmginmm mi t Gen- 
scher die Überlegung einer Kandida- 
tur angestellt, und dieser habe dann 
wiederholt mit den Landesverbänden 
darüber gesprochen. 

Lobend äußerte sieh Bangemann 
über die Zusammenarbeit in der Ko- 
alition mit den Unionsparteien, die er 
als „sehr gut“ bezeichnet auch 
wenn dies durch „vordergründige 


deckt wird“. Aber schwierige Fragen 
- wie jetzt, ob ein Ersatz für die 
Zwangsanleihe gefunden werden 
müsse - brauch ten Zeit der Diskus- 
sion. „Man kann in einer snlrh»»n Fra- 
ge nicht binnen zwei Stunden eine 
Tümiffl i n g erreichen.“ Was die Debatte 
über Opfer für „Besseverdienende“ 

angAhg, sagte RangpmanT| <ar .<tfJn» HiA 

„soziale Symmetrie nicht verletzt“, 
aber er wolle den Unionspolitikem 
keine falschen Argumente unterstel- 
len. Wenn es aber um die Herstellung 
der sozialen Symmetrie gehen solle, 
„dann yhe ich nicht ein warum das 
dadurch geschehen soll, Haß man den 
sogenannten Besserverdienenden et- 
was wegnimmt Nach meiner Mei- 
nung ist es doch viel sinnvoller, dann 
den unteren Emkommensgruppen et- 
was zu geben. Ich habe das eine Bo- 
nus-Losung genannt“ 

Auf die Frage, ob sich dieser Vor- 
schlag als tnehrheitsfähig in der Ko- 
alition erweisen werde, antwortete 
Bangemann: „Ich habe den Ein- 
druck, daß dieser Denkansatz m^hr 
Freunde gewinnt, auch bei der 
CDU/CSU, und ich glaube, daß wir 


im Laufe der nächsten Wochggjg Btef-t 
pttia ahnlieViA L os ung erreichend« 1 — 

den.“ 

Die Koalition mit der Union ist aus 
seiner Sicht über das Jahr 1987 hin- 
aus angelegt sagte Bangemann- Die 
zu bewältigenden Aufgaben reichten 
über die nä c h ste Bundesta gswa h l 

hinaus. Er WOllß nin^t-, wie es Mathn . 

fer im Hin blick auf die sozial-liberale 
Koalition getan habe, von einem „hi- 
storischen Bündnis“ sprechen. Ban- 
gemann: „Man kann es eher umge- 
kehrt sagen: Das ist ein Bündnis, das 
Zukunft garantiert Dazu sehe ich in 
Ham nächsten Jahren kptnp Alterna- 
tive“ 

Alle Koalrtin nspa rteten , die CDU, 
die CSU und die FDP, seien sich be- 
wußt „daß sie aufeinander angewie- 
sen and“. Es gelte, Angriffe gegen 
das System der Marktwirtschaft das 
immer auch auglgich Freiheit bedeu- 
te, abzuwehren. „Wir werden diesen 
Angriff nur abwehren können, wenn 
wir «isammw ig tpJiwi, 1 * Die Wirt- 
schaftspolitik, so betonte Bange- 

nrmnn, hahA heute ai«a gaw andere 

Bedeutung gewonnen. „Es geht ja 

• Fortsetzung Sehe 8 


Wieder Priester in Polen überfallen 

Hilft Moskau Popieluszkos Mördern? / Glemp fordert Zurückhaltung in Predigten 


DW. Warschau 

Vielen Polen ist. am Wochenende 
der Hintersinn der Worte von Partei- 
chef General Jaruzelski, daß man die 
pmzA Wahrheit im Mordfall Popie- 
hiszko möglicherweise nie erfahren 
werde, erst richtig auf gegangen. Der 
Tod der beiden mit der Ermittlung 
betrauten hohen Sic h PTheite hAamte n 
bei «peni, so die offizielle Version, 
Verkehrsunfall lind HiA Meldung über 
Überfalle auf mindestens zwei weite- 
re polnische Priester haben das Miß- 
trauen der Bevölkerung verstärkt 
Hahpn die Männer, die am vergange- 
nen Freitag in einem Auto des Innen- 
ministeriums ums Leben kamen, auf 
ihrer Dienstreise nach Krakau und 
Tamow zuviel über die Hintermänner 
in Erfahrung gebracht? Kann es ein 
Zufall rein, daß ausgerechnet der Äb- 

teili ywgglaiter im TCrmi lfhing ghüro des 

Innenministeriums, Oberst Stanislaw 
Trafalski, und sein Mitarbeiter jetzt 
nichts mehr sagen können? 

Der Wagen der Beamten stieß rund 
70 Kilometer südlich von Warschau 
auf der „Europastraße 7“ um 6 Uhr 
früh frontal mit einem Lastauto zu- 
sammen, das nach T^fr^ngsViAT-iphten 
«*inpm am Straßenrand stehenden 
Traktor fehlerhaft auswich. Der 


23jährige Fahrer des Lasters wurde 
festgenommen. Der Wagen der Si- 
cherheitsleute wurde zertr ümmert . 

In Polen haben „Verkehrsunfalle“ 
eine bestimmte Bedeutung. Bereits 
im Dezember 1982 war in Kreisen der 
Kirrhp darauf hingewiesen worden, 
daB aim «qphgnten Mal durch Unge- 
klärte Autounfalle Geistliche ums Le- 
ben kamen. Ahe Getöteten, darunter 
der Danziger Weihbischof Kasimir 
Kl uz , besaßen gute Kontakte zur Un- 
tergrund- „Solidarität“. Kein Wunder, 
daß Meldung en über „U nfälle " auf 
Zweifel stoßen. 

Auch der na»*h wocheribmgem War- 
ten von der Generalstaatsanwalt- 
schaft veröffentlichte Bericht über 
dag Obduktionsergebnis an der Lei- 
che Popieluszkos läßt wichtige Fra- 
gen offen. Es ißt darin zwar klärge- 
steHt, daß der Priester geschlagen 
und durch einen Knebel und einen 
Strick erstickt wurde, bevor die Si- 
cherheitsbeamten üm in den Stausee 
bei Wloclawek warfen. Doch geht 
nicht daraus hervor, wie lange der 
Körper im Wasser lag. Es fehlen auch 
genaue Angaben über die Folgen der 
Schläge- 

Wie es heißt, treten die Verhafteten 
sehr selbstsicher au£ Dies könnte 


Weihnachtsgeschäft Wieder blieben 
„zufriedenstellend“ 51 Polen an Land 


DW.Bonn 

Die Deutschen sind io dipspm .fahr 
offenbar bereit, zu Weihnachten wie- 
der tief in die Tasche zu langen. Der 
erste verkaufeoffene Samstag vor 
Weihnachten hat Käufer und V erkäu- 
fer im gesamten Bundesgebiet zuftie- 
dengesteUL Bei meist winterlich kla- 
rem Wetter strömten die Käuferscha- 
ren in die Einkaufsviertel. Li vielen 
Innenstädten drängten sich die Men- 
schen schon am Vormittag durch die 
Straßen. In Kaufhäusern und Einzel- 
handelsgeschäften scharten sich die 
Interessenten um Heimcomputer, 
elektronisches Spielzeug und 
Schmuck. Die gute alte Puppe bleibt 
jedoch bei den Spielwaren der Schla- 
ger. Audi die „Kuscheltiere“ erfreuen 
sich großer Beliebtheit 

Die „Renner“ bei den Textilien wa- 
ren, wie Umfragen ergaben, Party- 
Kleidung; hochmodische Artikel für 
Jugendliche und Strickwaren. 

Seite 9: Einzelhandel 


DW. Hamburg 

Am Wochenende haben wieder 51 
Polen eine Fahrt mit dem Fährschiff 
JRogalin“ zum Bleiben im Westen ge- 
nutzt, bestätigte gestern das Grenz- 
schirtzamt in Flensburg. Die Polen 
kehrten in Lübeck-Travemünde nicht 
an Bord des Schiffes zurück, das nach 
Kopenhagen weiterfuhr. Erst am 16. 
November waren 93 der rund 400 Pas- 
sagiere nicht auf die „Rogahn“ zu- 
ruckgekehrt. Auch in der Zwischen- 
zeit hatten immer wieder k l e inere 
Gruppen diesen Weg gewählt Damit 
sind allein in Lübeck-Travemünde in 
diesem Jahr mehr als 600 Polen nach 
Landgängen nicht wieder an Bord ge- 
gangen. Aufsehen erregte auch die 
Flucht von 192 Polen, die am 19. No- 
vember mit dem Kre uzfah rts chiff 
„Stefan Batozy“ nach Hamburg ge- 
kommen waren. Einig e von ihnen 
stellten in der Hangpcfcdt Asylanträ- 
ge und nannten politische Motive für 
ihre Flucht 


darauf schließen lassen, daß sie auf 
die Hilfe pjnflu Rrpinbpr Freunde 
rechnen. Mit Besorgnis wird regi- 
striert, daß in Moskau noch immer 
kgm Wort über die Verhaftung der 
RirhArhAitjshAamtpn veröffentlicht 
wurde, ja daß auf Kreml-Weisung die 
Wahrheit unterschlagen werden soQ. 
Beobachter sehen h ier einen Zusam- 
menhang mit den jüngsten Äußerun- 
gen Jaruzelskis. Der General hatte am 
vergangenen Mittwoch gesagt wenn 
die drei Täter sch nicht noch ent 
schl össen, in ihrem Gerichtsverfah- 
ren mehr zu sagen als bei den Ermitt 
hin g en , werde der Popjeluszko-Mord 
wohl nie ganz aufgeklärt werden kön- 
nen. 

Nach „Solidaritäf-Angaben haben 
Unbekannte in der Nacht vom l9. 
aum 20. November den Pfarrer Kbs- 
riolko aus einem Ort bei Lublin über- 
fallen und mißhandelt Kosdolko be- 
stätigte, daß sein Amtsbruder Ziom- 
ka vor etwa zwei Monaten Opfer eines 
ähnlirhen Überfalls wurde. Primas 
Glemp hat »ife Geistlichen zur politi- 
schen Zurückhaltung aufgefordert 
Dem Pfarrer Stanislaw Malkowski 
hielt Glemp vor, in seinen Predigten 
„gegen den Geist des Ev an g eliums 
verstoßen“ zu haben. 

Streikkasse 
bleibt eingezogen 

DW. London 

Die britische Bergarbeitergewerk- 
schaft NUM hat eine Berufungsver- 
handlung gegen die einstweilige Ein- 
ziehung ihres Vermögens in Höhe 
von 33 Millionen Mart verloren. Da- 
mit hat NUM praktisch keine Mittel 
mehr für den seit 39 Wochen dauern- 
den Streik gegen die Pläne der Koh- 
le-Behörde zur Schließung unrentab- 
ler ZppIwi. Das Vermögen muß mm 
dem Gerichtsvollzieher überantwor- 
tet werden. Es war beschlagnahmt 
worden, nachdem die Gewerkschaft 
rir» Geldbuße von 740 000 Mark we- 
gen Mißachtung des Gerichtsurteils, 
daß der Streik illegal sei, nicht be- 
zahlt hatte. Zwei Bergarbeiter sind 
unter dem Verdacht der Ermordung 
eines Taxifahrers in Untersuchungs- 
haft genommen worden. Durch zu- 
nehmende Gewaltanwendung sieht 
sich Gtewertschaftsführer Scargül 
wadisenden Problemen gegenüber. 

Beite S: Eskalation der Gewalt 


Schäuble bringt Mauer-Mord zur Sprache 

Innerdeutsches Verhältnis belastet / Alliierte, Diepgen und Bonner Regierung protestieren 


H.-R. KARtJTZ, Berlin 

Sechs Tage vor dem ersten hoch- 
rangigen Kontakt zwischen Bonn 
und Ost-Berlin nach der Honecker- 
Absage belastet die „DDR“ durch ei- 
nen Flüchtlingsmord an der Berliner 
Mauer das innerdeutsche Verhältnis. 
Bundesminister Wolfgang Schäuble 
kündigte an, er werde bei seinem Zu- 
sammentreffen mit „DDR“-Außen- 
gams ter Fischer und Pnlitbürosmit- 
glied Häher am kommenden Don- 
nerstag den Vorfall zur Sprache brin- 
gen. Bei dem Zwischenfall war ein 
junger Mann bei «*inAm nächtlichen 
Fluchtversuch über die Mauer von 
„DDR^-Grenzposten durch gezielte 
Schüsse offenbar getötet worden. 

Der Vorgang wiegt' um so schwe- 
rer, als die Bundesregierung noch am 
Tage zuvor mit Genugtuung den Ab- 
bau von 55Ö00 Selbstschußanlagen 
an der innerdeutschen Grenze regi- 
striert hatte. Zugleich hatte Regie- 


rungssprecher Jürgen Sudhoff gefor- 
dert, auch den Schießbefehl auf- 
zuheben und jede Form von Gewalt“ 
an der Gr enze einzustellen. 

Der schwerwiegende Vorfall spiel- 
te sich in der Nacht zum Samstag an 
dg Grenze zum französischen Sektor 
an entern S-Bahndamm im Wedding 
ab. Im SFB-Femsehen berichtete ein 
Anwohner „Es war etwa viertel nach 
drei Uhr, als ich erst einen einzelnen 
Schuß, dann, nach etwa zehn Sekun- 
den Pause, einen weiteren und da- 
nach 20 bis 30 Feuerstöße hörte.“ Er 
alarmierte die Westberliner Polizei 
„DDR" -Grenzposten hatten inzwi- 
schen das Gelände mit Scheinwer- 
fern abgeleuchtet Knapp eine Stun- 
de, nachdem die Schüsse gefallen wa- 
ren, transportierten sie die Leiche des 
Flüchtlings ab. „Er lag auf der Prit- 
sche eines Lastwagens unter einer 
Plane. Ein Arm baumelte leblos her- 
ab“, sagte ein Polizeisprecher. 


In Bonn erklärte Kanzleramtsmmi- 
ster Schäuble der WELT am SONN- 
TAG: „Es kann nicht wahr sein, daß 
auf MAnschAn, die von einem Teü ei- 
ner Stadt in den anderen Teil wollen 
oder von einem Teil Deutschlands in 
den anderen, geschossen wird und 
daß sie ihr Leben lassen müssen. Das 
ist ein völlig unnatürlicher Zustand, 
den wir niemals hinnehmen können.“ 

Der französische Stadtkomman- 
dant General Olivier de Gaboiy äu- 
ßerte auch im Namen dg britischen 
und amAriirflmvhfin Stadtkomman- 
danten seine Empörung über den 
Mord und sprach von „brutaler Ge- 
walt". Regierungsprecher Boenisch 
protestierte namens der Bundesregie- 
rung „auf das schärfste“. Dg Regie- 
rende Bürgermeister Diepgen forder- 
te Ost-Berlin auf, endlich den Schieß- 
befehl aufeuheben. 

Seite 2: Es ist leider wabr 
Bette 3: Wie war das? 


VPßyarum so verdrießlich, 
Deutschland? fragt das an- 
■“gesehene britische Magazin „The 
Economist“ in spingm jüngsten 
Titel Ein neues Bild des Deut- 
schen erobert die internationale 
Szene: dg Trübsal ergeben, von 
Ängsten allerlei Art geschüttelt 
Herr Düstennaun, dg einst mit 
dem Wirtschaftswundg brillierte, 
schaut übellaunig aus, trägt stets 
Migräne, dg Frohrinn scheint bei 
ihm rezeptpflichtig zu sein. 

Wh y so ghtm, Germany? ist' je- 
doch dg Stoßseufzer von Chroni- 
sten, die das Mediale für die Wirk- 
lichkeit nehmen. Wer am ersten 
Adventssamstag durch die Stra- 
ßen gin g, das vorweihnachtliche 
Treiben und das Rennen um Wün- 
sche und Geschenke sah, muß die 
über uns verbreitete Trüb- 
sinnigkeit für eine Erfindung hal- 
ten. Gewiß sind Umsatzrekorde 
im Weihnachtsgeschäft nicht un- 
bedingt ein Indiz für Lebensfreu- 
de. Aber wer schon morgen den 
atomaren Erstschlag, Dioxin in 
dg Milch und Krebs im Tee fürch- 
tet, findet schwerlich Zugang zu 
vnn gpiV>nnr-htliohAn Konsumfreu- 

riep, 

Nein, die Trostlosigkeit haben 
die Deutschen für die mediale Er- 
bauung anderer reserviert Sie ist 
ein in Steriles eingeschlagener öf- 
fentlicher Vorgang. Morgens beim 
Frühstück bekommt man seinen 
Formalin-Horror serviert, abends 
zur Erholung seine erschröckliche 


Grüne stellen 
Forderungen 
an Börner 


dg. Lieh 

Die hessischen Grünen haben dg 
SPD-Mindgheitsregierung die Fort- 
setzung dg Z usammenar beit »nd 
koalitionsähnliche personelle Ab- 
sprachen angeb oten. In einem von. 
der Mitgliederversammlung dg Par-' 
tri am Wochenende in Lieh bei Gie- 
ßen mit breiter Mehrheit verabschie- 
deten Beschluß machen sie dieses 
Angebot und auch die Zustimmung 
zum Landeshaushalt 1985 jedoch von 
mehreren Forderungen abhängig, die 
in erster Linie den Weiterbetrieb dg 
Hanauer Nuklear fabriken Alkem und 
Nukem betreffen. 

Ministerpräsident Holger Börner 
(SPD) hat in einer ersten Stellung- 
nahme „Nachverhandlungen“ mit 
dg Ökopartei abgelehnt Die SPD 
halte an der vereinbarten Politik fest 
Es werde nunmehr „abzuwarten 
sein“, ob die Grünen das dafür nötige 
„Geld mit beschließen“. 

In ihrem Licher Beschluß fordern 
die Grünen die Landesregierung auf, 
von einem Sofortvollzug für Nukem 
H abzusehen, dg Plutoniumfabrik 
Alkem „im Rahmen ihrer politischen 
Zuständigkeit und ihres rechtlichen 
Ermessens die Genehmigung zu ver- 
sagen“, weiteren Genehmigungsan- 
tragen von Brennelemente-Fabriken 
nicht zu entsprechen und daraufhin- 
zuwirken, daß die Hanauer Atomfa- 
briken ihre Produktion im Interesse 
dg Erhaltung der Arbeitsplätze auf 
die Produktion „umweit- und sozial- 
verträglicher Güter“ umstellen. Au- 
ßerdem müsse die Landesregierung 
„organisatorische und personelle 
Veränderungen“ vornehmen. 

"■eite3: Ein grüner Pfad 


Apokalypse. Beides schmückt - 
trotz des Widerwillens gegen das 
Oberlehrerhafte - den Tag. Priva- 
tim weiß man natürlich, daß sich 
das Leben ungeachtet des chemi- 
schen Horrors stetig vglängert 
und daß friedensbewahrende Si- 
cherheitspolitik Preis wie Gleich- 
gewicht benötigt 

Wer den Blick von seinem Na- 
bel erhebt und auf diesen Globus 
richtet, wird unschwer feststellen, 
HqR viele Völker und Mircin nen 
von Menschen wirklichen Anlaß 
zur Klage hätten. Das Glück der 
Deutschen, das sie unter dg 
Tarnkappe öffentlich veriaut- 
barter Verdrießlichkeit genießen, 
wird von dort herausgefordert, 
nicht von den heimischen Ka- 
tastropheten. 

D emoskopisch stabil ist seit 
langem ein gespaltenes 
Lebensgefiihl: Jedermann hält 
seine eigene Lage für gut bis be- 
friedigend, die allgemeine jedoch 
für düster. So genießen auch die 
Deutschen ihr privates Glück und 
geben dem Rest der Welt Denk- 
stoff Vielleicht weiden sie sich 
gg an den Reden dg vielen 
würdentragenden Katastrophe- 
ten, die vom Bildschirm tropfen. 
Einzig e Gefahr dabei wäre, daß 
auf Dauer das vglautbarte auf das 
wirtliche Befinden ab färbte. Aber 
damit ist wohl nicht zu rechnen - 
in dieser Vorweihnachtszeit weni- 
ger denn je. 


Stoltenberg: FDP 
blockierte Abbau 
der Subventionen 

HEINZ HECK, Bonn 

Finanzminister Gerhard Stolten- 
berg ( CDU) hat den FDP-Vorschlag, 
Bezieher niedriger und mittlerer Ein- 
kommen im Zuge dg Steuerreform 
stär kg als bisher vorgesehen zu ent- 
lasten, abgelehnt Bevor rieh die Ko- 
alition in diesg Woche weiter um ei- 
ne Ersatzlösung für die verfassungs- 
widrige Zwangsanleihe bemüht er- 
klärte er gestern in den „Bonner 
Perspektiven“ des ZDF: „Wir haben 
keinen Spielraum für weitere Steuer- 
gleichterungen; dg festgesetzte 
Rahmen übg 20 Milliarden bleibt“ 

Die FDP hatte in dg vergangenen 
Woche einen „Bonus für Schlechter- 
verdienende“ statt des von CDU-Poli- 
tikem geforderten „Malus für Besser- 
verdienende“ ins Gespräch gebracht, 
um die koalitionsinterne Diskussion, 
die nach dem Karlsruher Urteil über 
die Nichtigkeit dg Zwangsanleihe 
entbrannt war, zu entschärfen. Die 
Verringerung von Steuervergünsti- 
gungen für höhere Einkommens- 
gruppen werde nach wie vor erörtert, 
bestätigte dg Minister. Zugleich gab 
er der FDP-Fuhrung die Schuld da- 
für, daß die Koalition beim Subven- 
tionsabbau keine deutlicheren Er- 
folge aufzu weisen hat: „Meine Vor- 
schläge zum Abbau von Steuersub- 
ventionen wurden vor dg Sommer- 
pause nicht übernommen, weil es dg 
Führung des Koalitionspartners an 
dg Bereitschaft dazu fehlte. “ Er kün- 
digte das Auslaufen befristeter För- 
dennaßnahmen an und nannte „ als 
ein wichtiges Beispiel“ die Förderung 
dg deutschen Mineralölwirtschaft 
bei der Erschließung von Erdölvor- 
kommen im Ausland. 
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Grüne Folter ßr Börner 

Von Dankwart Guratzsch 

H essens Grüne halten an ihrem Bruch mit Holger Börner 
fest, schlagen aber die Tür nicht wirklich zu. Im Gegenteil; 
Versteckt machen sie eine Fülle neuer Angebote, die freilich 
mit neuen Bedingungen verknüpft sind. 

Das Erstaunliche daran: Die grünen Landtagsabgeordneten 
und an ihrer Spitze Kail Kerschgens, der „Vater“ der „realpoh- 
tischen“ Zusammenarbeit mit der SPD, fanden für diesen 
stark taktisch motivierten Kurs am Wochenende in Lieh brei- 
ten Rückhalt bei der eigenen Partei Noch nie, seit die Grünen 
ihr Bündnis mit Börner eingegangen sind, war ihre Geschlos- 
senheit so groß wie heute. _ 

Um so größer ist die Gefahr für Börner, der die alten Gegen- 
sätze in der SPD, die er in den fünf Monaten der Zusammenar- 
beit mit den Grünen verheilt glaubte, wieder auf brechen sieht 
Aus dem „ linken “ SPD-Bezirk Südhessen und von den Jusos 
kamen bereits zahlreiche Signale, daß der hessische Regie- 
rungschef seine Zusammenarbeit mit der Ökopartei fortsetzen 
solle. Immer wiederkehrendes Argument dabei; Die hessische 
SPD-F ührung brauche sich doch nur an Sinn und Buchstaben 
der Essener Bundesparteitagsbeschlüsse zu halten, in denen 
die Abkehr von der Atomenergie „Konsens“ gewesen sei 
Genau das ist auch das Kalkül der hessischen Gr ünen , für 
die Karl Kerschgens in Lieh hintersinnig fragte, wonach sich 
Börners Wirtschaftsminister Ulrich Steger beim Genehmi- 
gungsverfahren für die N uklear finnen Nukem und Alke m 
denn nun eigentlich richte - „nach Herrn Zimme rm a nn oder 
nach den Parteitagsbeschlüssen der SPD“? 

Die Grünen verlangen von Börner „Konfliktfähigkeit“ ge- 
genüber Bonn auch in der Atomfrage - also einen Konfronta- 
tionskurs, wie er ihn bereits auf grünen Druck hin in der 
Ausländerpolitik, beim Personalvertretungsgesetz und bei der 
Müllentsorgung steuert Sie bieten ihm dafür versteckt die - 
mindestens partielle - Über nahm e von Verantwortung in der 
Form direkter oder indirekter Koalitionen an. 

Börners rasche Antwort mit dem Tenor „Keine Nachver- 
handlungen! “ zeigt daß er die Gefahr erkannt hat Das ist aber, 
wie die jüngere Geschichte bewiesen hat keineswegs eine 
Gewähr dafür, daß der SPD-Landesvorsitzende nicht noch 
umki ppt. Die Erosion einst für unerschütterlich gehaltener 
Positionen in der hessischen SPD geht weiter. 

Ein Brief von Castro 

Von Klaus Blume 

E s war 1968, als die Amerikaner die erste Mondlandung 
feierten, aber die Baseball-Weltmeisterschaft an Kuba ver- 
loren. Damals rief Fidel Castro aus; „Den Mond können die 
Amerikaner erobern, aber Baseballspielen haben sie immer 
noch nicht gelernt“ Ein Spruch, ein Prog ramm - denn der 
Sport ist Kubas eigentlicher Exportschlager. 

Deshalb hat man auch noch am Olympia-Boykott von Los 
Angeles zu kauen. Deshalb hat das NOK von Havana unläng st 
in Mexiko noch erklärt mau würde auf keinen Fall Moskau 
folgen, die Spiele 1988 in Seoul zu boykottieren. 

Aber was will man machen, wenn man von dem großen 
Bruder in Moskau so abhängig ist wie Kuba? So schrieb denn 
Castro einen Brief an IOC-Präsident Samaranch: Die Olympi- 
schen Spiele 1988 sollen gleichermaßen in Nord- und Südkorea 
stattfinden. Alle Kommunistenstaaten und die Länder der 
Dritten Welt seien sich der US-Militärpräsenz und der ungenü- 
genden Wahrung der Menschenrechte in Südkorea bewußt 
Im Giunde richtet sich die Epistel hauptsächlich gegen die 
widerspenstige „DDR“, die offiziell erklärt hat hi Seoul zu 
starten. Das Sport-Wunder Kuba ist nur mit dem Know-how 
der „DDR“ und den Rubeln aus Moskau möglich geworden. 
Und Kuba zahlt fleißig ab, mit militärischen Einsätzen in 
Afrika oder Mittelamerika. 

Wenn Moskau die finanzielle Unterstützung abzieht gibt es 
den Export-Schlager kubanischer Sport nicht mehr. Die Kuba- 
ner haben sich um die Panamerikanischen Spiele 1987 bewor- 
ben, als Chile ausgebootet wurde und Ecuador aus faanririten 
Gründen nicht einspringen konnte. Doch ausgere chnet der 
Erzfeind lief Havana den Rang ab: Die Spiele finden in Indi- 
anapolis statt. Etwas eigenständiges will Havana 1986 mit den 
Ibero-amerikanischen Meisterschaften inszenterpn, doch es 
werden wohl Rumpfspiele - wenn Moskau es verlangt 
Samaranch hat den kubanischen Vorschlag verworfea Ein 
Glück für Havana. Sonst müßten gemäß dieser Vorlage even- 
tuelle Olympische Spiele in Kuba gleichzeitig auch in Miam i 
ausgetragen werden. Dort nämlich lebt heute in großen Mas- 
sen das nichtkommunistische Kuba. 

Besonders Arges 

Von Enno v. Loewenstem 

X\7 ahrscheinlich darf man der „Iswestfia“ nicht böse sein. 

T V Das Moskauer Blatt wittert in jedem kritischen Journali- 
sten einen B ND- Agenten, der kein Visum kriegen darf. 

Immerhin erhält sie Zuspruch vom deutschsprachigen 
Nachwuchs. Soeben instruierte der verflossene Chefredakteur 
einer Zeitschrift, die ja h relang von der SED per Geldkoffer 
ausgehalten wurde, Kollegen von der „Deutschen Journalisten 
Union“, daß „zahlreiche Redakteure von bundesdeutschen 
Medien aller Couleur und bestem liberalen Ruf* in den „Ge- 
haltslisten des Bundesnachrichtendienstes als Agenten” ge- 
bucht“ würden. Er habe da eine Liste zu Hause, direkt von 
Ehmke. Wer kann da noch zweifeln? „Namen wurden des 
öfteren in den Raum gerufen. Besonders Arges verbreitete man 
am Abend über das Auslandsressort eines Nachrichtenmaga- 
zins. 14 So das Szenenblatt „taz“. 

Im Kommunismus freilich ist jeder Journalist von Amts 
wegen beim KGB. Es ehrt uns, daß man uns zutraut, so 
effizient zu arbeiten wie das Friedenslager. Nur schweren 
Heizens rückt man einige Irrtümer zurecht 
Unsere Friedenskämpfer beiderseits des Eisernen Vorhangs 
trauen justament denjenigen Journalisten die BND-Gehaltsli- 
ste zu, die kritische Kommentare über den Kommunismu s 
schreiben. Aber das können die auch aus eigener Einsicht für 
ihr normales Gehalt; da braucht kein Verleger amtliche Zu- 
schüsse. Das würde auch der Rechnungshof mißbilligen. 

Und wenn diese Jou rnal i s t en tatsächlich Beobachtungen in 
östlichen Ländern machen, die den Regimen peinlich sind und 
mithin nach dortiger Rechtslehre den Tatbestand der S pionage 
verwirklichen, so weiden sie diese in der Tagespresse mittei- 
len, denn das ist ihre Aufgabe. Der BND wiederum kann sie 
besagter Tagespresse entnehmen. Kostenlos. Auch da würde 
der Rechnungshof eine zusätzliche Bezahlung mißbilligen. 

Aber was weiß man in Moskau vom Rechnungshof? Dort 
heißt das Kontrollkommission und ist gegenüber dem KGB 
sehr aufgeschlossen. 



„Wer selber schießt, braucht keine Automaten! 4 


KLAUS BOHLE 


Es ist leider wahr 


Von Enno v. Loewenstem 

A m Freitag erklärte der zweite 
Sprecher der Bundesregie- 
rung, sie „begrüße“ den Abbau der 
.SWb s tsrhn flaniagen durch die 
„DDE“ als „Schritt zu mehr 
Mpn-s^hlirhkPTt “ . Am Wochenende 
erklärte der erste Sprecher der 
Bundesregierung, sie verurteile 
d e n Vorfäll „auf das schärfste“. Der 
Vorfell: an der Berliner Mauer wur- 
de wieder einmal ein Mann er- 
schossen, der, wie der erste Regie- 
rungssprecher richtig sagte, sein 
„Recht auf Freizügigkeit ausüben“ 
wollte 

Sein Recht auf Freizügigkeit 
Ginge es nach der Bonner Opposi- 
tion, so hatte die Bundesregierung 
längst eine eigene „DDR-Staatsan- 
gehörigkeit“ ane rkennen müssen. 
Dann hatten wir also den Men- 
schen drüben das Recht auf Freizü- 
gigkeit feierlich aberkannt Die 
Menschen würden deswegen ge- 
nau so aus der Unfreiheit zu fliehen 
suchen, die Schüsse fielen ge nau 
so, die Toten waren genau so tot 
Aber wir hätten uns zu fragen, ob 
wir die Mörder durch „Anerken- 
nung“ ermutigten; wieviel Mit- 
schuld wir an den Morden trügen. 

Wir müssen uns ohnehin schon 
fragen, um wieviel gezielter man- 
cher östliche Grenzwächter schie- 
ßen mag, wefl er auf die heftigen 
Forderungen so vieler westdeut- 
scher Politiker baut, die Erfas- 
sungsstelle Salzgitter abzuschaf- 
fen. Honecker ist mit seinen Grenz- 
truppen ohnehin zufrieden; gerade 
hat er ihnen wieder bescheinigt, ih- 
ren Klassenauftrag zum Schutz der 
Grenzen „vorbildlich erfüllt“ und 
die „Provokationen der Feinde des 
Friedens und des Sozialismus ge- 
gen unsere Staatsgrenze besonnen, 
standhaft und entschlossen verei- 
telt“ zu haben. 

„Es kann nicht wahr sein", rief 
dazu der neue Kanzleramtsmini- 
ster Schäuble aus, „daß auf Men- 
schen, die von ei nem Teil einer 
Stadt in den anderem Teil wollen, 
oder von einem Teil Deutschlands 
in den anderen, gezielt geschossen 
wird und daß sie ihr Leben lassen 
müssen.“ Und ob es wahr sein 
kann. Seit dem Mauerbau 1961 gab 
es nach Angaben der „Arbeitsge- 
meinschaft 13. August“ an der in- 
nerdeutschen Demarkatio nslini e 
183 Tote, 72 davon allein in Berlin. 
Es wird noch mehr Tote geben. 
Rund fünfhunderttausend Men- 
schen haben Ausreiseanträge ge- 
stellt und nehmen Schikanen und 
auch Strafen auf sich, weil sie das 
Leben in der von Gaus so niedlich 


beschriebenen ^Mischen-Gesell- 
schaft“ nicht anahslten. Viele ver- 
suchen über die Botschaften zu 
fliehen, über die anderen Ostblock- 
länder, oder eben, unter Lebensge- 
fahr, direkt fiher Malier imd Sta- 
cheldraht Wir wissen es und wir 
verdrängen es, weil wir — ja, das 
spontane Wort trifft schon den 
Kern - es nicht wahr haben wollen. 

Die Bundesrepublik Deutsch- 
land hat sich in eine Politik ver- 
strickt, die keine völkerrechtliche 
Anerkennung, aber so etwas wie 
ein anerkennendes, sagen wir ruhig 
auch: respektvolles Verhalten dar- 
stellt. Der große ostpolitische Auf- 
bruch unter Brandt und ~R»hr gin g 
von der Annahm e aus, daß 
mensrhliehe Erleichterungen er- 
langt werden könnten, wenn man 
nur die angeblich kaltkriegerische 
Haftung des „primitiven Antikom- 
munismus“ (Brandt) ablegte und 
das SED-Regime nicht in poli- 
tische und moralische B edr än gnis 
brachte Am Ende stand die Vision 
eines von »ns subventionierten 
Kommunismus, der die „beiden 
deutschen Staaten“ einander sozial 
so annäherte, dafl es keinen Anlaß 
für „Wirtschaftsflüchtlinge" mehr 
geben würde, sodaß die Mauer ab- 
gebaut werden könnte 

Als dann die Regierung der 
Ostpolitiker abtreten mußte, versi- 
cherten ihre Nachfolger, pacta sunt 
servanda sei die erste Bürger- 
pflicht Sie verschafften Honecker 
zusätzliche Milliarden, sie suchten 
ihn herzlichst in T^ipzig a uf sie 
luden ihn in die Bundesrepublik 
ein. Was wäre, so wurde damals 
gefragt, wenn Honecker kommt 


nnrt seihen Tag w» Mwwrh an 

der Mauer erschossen wird? Was 
wäre, so müßten wir heute fragen, 
wenn Honecker an diesem Wo- 
chenende, VOn Hfgienmggmifglie - 
dem umgeben und von Lafontaine 
umschwänzeft, den großen Staats- 
besuch in Wiebelskirchen veran- 
staltet hatte? Hatten wir mit ihm 
Klartext geredet oder hätten wir 
uns in die Hochsprache der Diplo- 
matie geflüchtet, von pacta sunt 
servanda bis business as usual? 

Das S chlimme sind nicht die Mü- 


liarden. Wenn man menschliche 



Anstelle von „mehr Menschlich- 
keit": der Tatort FOTO: dpa 


’Rrleichternngen e rkaufen kann so 

soll man es tun, selbst wenn man- 
cher sich wundert, daß die Bundes- 
republik erst für den Bau von Stra- 
ßen und dann für die Benützung 
von Straßen »mH dann für die 
Reparatur dieser Straßen zahlen 
muß. Das Schlimme ist die „Konti- 
nuität“ der Uliuan nen- E rinnern 
wir uns, wie Honeckers Besuch 
von „aber er muß schon was mit- 
bringen, und zwar etwas Erhebli- 
ches!" bis zum Wert an sich umde- 
kliniert wurde? Sodaß man am En- 
de sich hier bedrückt fühlte (gar die 
„Schuldigen" suchte!), als uns dies 
Erlebnis - vorerst - entging. 

Wenn die heutige Regierung sich 
zu der Aussage durchränge, daß 
man selbstverständlich auch mit 
ei nem rechtlosen Regime kontra- 
hieren müsse, wenn es den Men- 
schen dient, daß man sich aber 
über den Charakter dieses Regimes 
klar sei und wisse, daß es Mensch- 
lichkeit nur gegen bar Kasse und 
niemals aus Einsicht liefert, sodaß 
alle Aufwertungen und staatspoliti- 
schen Konzessionen vergebens wa- 
ren, wenn auch leider nicht um- 
sonst - dann würde die Regierung 
seriöser wirken. Und es würde vie- 
len jungen Menschen Verwirrung 
erspart Jungen Menschen, die in 
Schule und Fernsehen lernen, wie 
schlimm es gewesen sei, daß Leute 
Hitler und seinem KZ-Regime 
Respekt erwies^i, und die in Schu- 
le und Fernsehen lernen, wie 
schlimm es sei, wenn Leute Ho- 
necker und seinem KZ-Regime den 
Respekt (die „Respektierung“) ver- 
weigern. Gegenüber einem Re- 
gime, das auf Gewalt auf gebaut ist 
und daran zugrundegehen wird, 
haben ausgerechnet wir, der de- 
mokratische Rechtsstaat, uns mo- 
ralisch und politisch in Zugzwang 
gebracht Wieviel Menschen müs- 
sen noch an der Mauer sterben, bis 
hier das Nachdenken beginnt? 


IM GESPRÄCH Der Palai Lama 

In den Volkskongreß? 

Von Detlev Ahlers 

N ach dem Tode des dreizehnten 
Dalai Tawia wurden im Nord- 
osten von Lhasa seltsame Wolk e o bfl- 
dip i gpp gpqphpn. Sein Leichnam war 

mit dem Gesicht nach Süden auf den 

Thron gesetzt worden, doch der Kopf 
wendete sich nach Osten. Bald dar- 
auf; im HoIzrSchweinJahr (1935), hat- 
te der Regent, der nach dem Tode des 
Dalai T-»™ mit der Suche nach der 
Remkamation des Avaloki- 
teshvara, des Bodhisattva der Barm- 
herzigkeit, beauftragt ist, eine Vision 
bn frgffig wi See Lfaamoi Latso: Ersah 
ein Ha«« mit türkLsferbenen Ziegeln 
nahe p 1 '™*™ Klosters mit goldenen 
jadegrünen Dächern. Da wußten 
di e weisen Männer, wo sie den vier- 
zehnten Dalai Lama zu sieben hat- 
ten. . . 



Ihr Anführer verkleidete sich als 
Diener, als sie das im See gezeigte 
Hau« einer tibetanischen Familie in 
mipm ehinesisc h gn Dorf mit dem ti- 
betanischen Namen Taktser östlich 
von TJhasa betraten. Doch ein kleiner 
Junge kletterte sofort auf den Schoß 
des Anführers »»d kramte unter sei- 
nem Lammfellmantel einen Rosen- 
kranz hervor. Da wußten die Weisen, 
daß sie geflmden hatten, den sie such- 
ten. 

So beschreibt er selbst, inzwischen 
49 Jahre alt, in „Mein Leben und 
im»m Volk” uw"*» ' Findung im Jahr 
1939. Für viel Geld ließ der chine- 
sische Gouverneur das Kind mit den 
Weism ziehen, darnit sie es unterrich- 
teten und auf seine Aufgabe voibereir 
teten. Nach dem Sieg Maos 1949 er- 
hob China wieder Ansprüche auf Ti- 
bet, wo es seit dem achtzehnten Jahr- 
hundert mehr oder weniger starken 
Bmflnß hat Blutig wurde das Land 
zu einer Autonomen Region der 
Volksrepublik gemacht; altem 
1959/60 sollen dabei in West-Tibet, 
das sich bis zuletzt widersetzte, etwa 
90000 Tibeter getötet worden sein. 

Tten f!hineat>n half d er fühina arwv 

gene, in Peking lebende und in Tibet 
als Person kaum geachtete Pantschen 
T-ama Hag g uu p ifo gwtfiWip Ober- 
haupt Der Dalai Lama floh aus dem 
Land. Fr tatet ggirigm die Gesehiffke 
da etwa 100 000 Exil-Tibeter, die 
über alle Welt verstreut sind. 

Jetzt veröffentlichte Peking ein vor 
drei Jahren gemachtes Angebot, der 
Dalai Lama könne aus seinem indi- 
schen Exil nach China zorückkehren. 


Fröhlichkeit und Uhren: der Dalai 

Lama fOTO-.POLY P«ESS 

Er dürfe sich allerdings nicht in Tibet 
nje d ft riassgn, solle aber den (unwe- 
sentlichen) Posten eines Vize-Vorsit- 
zenden des Nationalen Volkskongres- 
ses in Peking übernehmen. Was Chi- 
nas Einmarsch in Tibet 1959 betrifft, 

so fenden die Chinesen eine klassisch 

chinesische Formel; „Es ist besser, 
dies zu vergessen." 

Es ist kaum anzunehmen, daß der 
Dalai Lama vergißt und anf das Ange- 
bot Pekings eingdit 

Vor zwei Jahren besuchte er Eu- 
ropa Staatliche deutsche Stetten 
em pfing en ihn nicht. Ihnen mag eini- 


trafen, rühmen seine Weisheit and 
Bescheidenheit Meditations- und 
Konzentrationstechniken seien das 
Kostbarste, was seine Kultur dem 
Westen anzubieten habe, sagte er - 

und fugte hinzu, daß man dafür nicht 
schmu ddelig zu sein brauche. 

VMe hatten sich den Priesterkönig 
vor dem Besuch anders vorgestellt 
und waren verwundert, als sein schal- 
lendes T-achgn die Wände erschütter- 
te und er erzählte, sein Hobby sei das 
Reparieren von Uhren. Während die- 
ser Reise traf er auch mH dem Papst 
zusammen. Dm- eint» ein Stellvertreter 
Gottes, der andere eine Verkörperung 
des Göttlichen, beide aber eint der 
Grundsatz: „Jeder Mensch ist gut, der 
Nächstenliebe übt" Allerdings ist die 
Macht des Dalai Lama über seine 
Priester geringer als die des Papstes. 
Immerhin: Im indischen Exil hat er 
ihnen die Feldarbeit beföhlen - eine 
Neuheit für sie. 


DIE MEINUNG DER ANDEREN 


Offenbnrger 

Tageblatt 

bnaUamBGaiMhüt: 

Die Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft sind drauf und 
dran, sich in die Tasche zu lügen. Der 
drohende Bankrott brachte sie auf die 
ausgefallene Idee, für 1985 einen 
Haushalt anfewteiiwi, der diesen Na- 
men kaum verdient Für die EG hört 
1985 vorerst bereits im Oktober aut 
Es hat dm Anschein, daß sie sich 
orientalische Sitten des Fdlsehens 
angewöhnt und der soliden Finanz- 
Wirtschaft abgeschworen hat Unter 
dem Etikett „Europa“ wird in der 
Haushaltspolitik Schindluder getrie- 
ben. Vor Beginn des Gipfeltreffens in 
Dublin Anfang nächster Woche soll- 
ten dieEG-Regkrungschefe dem Mi- 
nisterrat eine Standpauke halten. 

Ifölnn-ötoötHmriflcr 

Er kssmeatieH die Banner FtnaxzxpoBtilc 

Fmaimninister Stoltenberg bat 
nun zum dritten Mal einen Haushalt 


mit nur geringer Steigerungsrate 
durch den Bundestag gebracht Das 
knappe eine Prozent bedeutet gerade- 
zu einen Minimierungsrekord. Keiner 
wird besser wissen als der Finanzmi- 
nister selbst wie viele zusätzliche 
Ausgaben wünsche der Ressortkolle- 
gen da abzublocken waren. Stolten- 
berg kann sich nach der dritten Le- 


sung des Etats 1985 mit Recht dem 
Gefühl hingehen, ein gutes Stück Ar- 
beit vorgelegt zu haben. Selbstzufrie- 
denheit freilich und nachlassende 
Wachsamkeit wären unangebracht 
Manches im Haushaltsgefüge stimmt 
noch nicht Der Subventionsanteil ist 
zu hoch, die üppige Gewizmüberwei- 
sung der Bundesbank an den Bund 
verdeckt daß die Neuverschuldung 
noch lange nicht auf einem Niveau 
ist das jach auf die Dauer vertreten 
läßt 

SÜDWEST PRESSE 

Oie ITlwer Zeiten* gebt auf die der 

Verkehrstoten ein: 

Ein Menschenleben für 40 Mar k; 
das ist ein guter Preis. Nein, das ist 
nicht zynisch gemeint Die Drohung, 
mit dem Bußgeld von 40 Mark für 
Gurtmuffel rettet inzwischen mehr 
Autofahrern das Leben, bewahrt 
mehr vor schweren Verletzungen als 
vor Ei nf ührun g der Anschnallpflicht 
Dabei kracht es öfter als je zuvor. 
Repariert werden können mensch- 
liche Mangel freilich nur durch besse- 
re Ausbildung schon der Jugendli- 
chen in der Schule und wahrend der 
Fahrausbildung. Wer begriffen hat 
daß gutes Fähren nicht Raserei heißt 
nicht wa ghalsig e Überholmanöver, 
sondern vorausschauendes, defensi- 
ves Fahren, der fährt in eine sichere 
Zu k u nf t Gelernt werden müssen 
Disziplin und soziales Verhalten wie 
in anderen Lebensbereichen auch. 


Die Reden Arthur ScargiUs und das vierte Todesopfer 


Eskalation det Gewalt in einem aussichtslosen Streik / Von Wilhelm Furier 


E in paar streikende Bergleute 
haben sich für ihr Leben un- 
glücklich gemacht Sie stehen un- 
ter Mordanklage, nachdem sie ei- 
nen Betonpfosten von einer Brük- 
ke herab auf ein Taxi warfen, das 
zwei arbeitswillige Kollegen zu de- 
ren Zeche bringen sollte. Der Taxi- 
fahrer ist das vierte Todesopfer, das 
durch diesen sinnlosen Streik zu 
beklagen ist Die beiden Kumpel 
im Taxi blieben bei dem heimtük- 
kischen Anschlag in Süd wales wie 
durch ein Wunder unverletzt 
Eine solche Wahnsinnstat war 
freilich vorauszusehen. Über die 
Monate hin ist nicht nur der Haß an 
den Streikposten-Linien gewach- 
sen, und zwar Haß gegen die Poli- 
zei ebenso wie Haß gegen Kolle- 
gen, Brüder, Väter. Sondern in er- 
schreckender Weise ist auch die 
pure Lust an Krawall, Zerstörung 
und körperlicher Gewalttätigkeit 
gestiegen. Wie anders ist zu erklä- 
ren, daß Kollegen in unbeschreibli- 
cher Brutalität halb bewußtlos ge- 
schlagen und ihnen die Knochen 
gebrochen werden, nur weil sie den 


neunmonatigen Arbeitskampf satt 
haben, der nichts gebracht hat als 
persönliche Not? Arthur Scargül 
aber, der trotzkistische Führer der 
Bergleute-Ge werkschaft, hält wei- 
terhin aufrührerische Reden. Sein 
Lieblmgswort ist „struggle“: 
Kampf gegen die Nationale Kohle- 
behörde, Kampf gegen die Regie- 
rung Thatcher, Kampf gegen das 
Establishment Es führte zu weit, 
Scargül für den Anschlag von Süd- 
wales unmittelbar verantwortlich 
zu machen. Doch eine moralische 
Mitschuld nicht nur am Tode des 
Taxifahrers, sondern auch an den 
drei anderen Opfern des un»»ii gen 
- Arbeitskampfes trifft ihn. 

Seine K a m pag ne n gegen all jene, 
die sich seiner Streik-Tyrannei zu 
widersetzen suchen, haben den 
K o h lestreik erst richtig eskalieren 
la ssen und den Prügelnden das Ge- 
fühl gegeben, im Dienste einer gro- 
ßen Sache zu handeln Im Dienste 
welcher Sache? In wessen Interes- 
se kann ein gewalttätiger Arbeits- 
kampf hegen, der einem einzelnen 
Industriezweig die egoistischste al- 


ler Sonderstellungen sichern soll: 
für alle Zeiten unverantwortlich 
hohe Verluste zu machen? 

lan Tanner, 25, wurde Ende März 
in den Tod getrieben, weil er für 
diese „Sache" nicht eintreten woll- 
te. Man fand ihn, nachdem er von 
der Frühschicht nach Hanse ge- 
kommen war, in seinem Zimmer 
erhängt Erhalte es, so sein Vater, 
nicht verwinden können, daß Kol- 
legen und sogar Freunde ihn tag- 
täglich als einen „erbärmlichen 
Streikbrecher" anpobeften. Im Ju- 
ni nahm sich James Clay, 33, in 
seiner Garage mit Autoabgasen das 
Leben, nachdem er einen Droh-An- 
mf nach dem anripnpn erhalten hat - 
te. Clay war zuvor an seinen Ar- 
beitsplatz, eine Zeche bä Stoke- 
on-Trent, zurückgekehrt 
Inzwischen kphrfort Tnu«wwfo 
von Bergleuten an ihre Arbeitsplät- 
ze zurück. Den heute noch strei- 
kenden 121000 Kumpeln stehen 
schon 68000 gegenüber, die Tag 
für Tag in ihre Gruben emfehrwi 
Sie hat nicht nur der Weihnachts- 
bonus des Arbeitgebers an ihre Ar- 


beitsplätze zurückgelockt Die mei- 
sten haben einfach die Ho ffnung 
aufgegeben, daß dieser Arbeits- 
kampf noch etwas bringen konnte 

Auf feegeben haben die meisten 
auch die Hoffnung, der Streik wer- 
de zu schweren Störungen in der 

britischen Energiewirtschaft und 
damit zu einem Emtenken der Re- 
gierung führen. Diese Hoffiiung 
konnte sich gar nicht erfüllen, weil 
sie auf Lügen Scaxgflls basierte. 
Bereits im Mai hatte er versichert, 
die Kohlevorräte der Kraftwerke 
würden gerade noch für acht Wo- 
eben reichen. Im Juli als die Ener- 
gieversorgung demnach hatte zu- 
sammenbrechen müssen, bot er die 
gleiche Acht wochenprognose. 

Heute liegen immer noch 37 Mil- 
lionen Tonnen Kohle auf Halde. 
Und die staatliche Elektrizitäts- 
wirtschaff hat nicht einmal damit 
begonnen, ausländische Kohle zu 
importieren. Sie ist in Rotterdam in 
jeder Menge erhältlich - für 130 
Mark je Tonne gegenüber 170 
Mark, die heimische Kohle im 
Schnitt kostet Die 63 Zechen, in 


? ene ^^?m gearb ^ tet wird, för- 
dern 600 000 Tonnen in der Woche. 
So gesehen, könnte der Streik end- 
los weitergehen. 

wfr’-de er auch, ginge es 
nach der Entschossenheit etlicher 
Bergleute-Kommunen in York- 
shire oder Wales, die durch Ze- 
chensddiaßungeninihrö Existenz 

bedroht and. In diesen Kommur 
nen sind inzwischen alle Hoffoun- 
gen auf sinnvolle Verhandlungen 
über ein baldiges Ende des Streiks 
geschwunden. Diese gebündelte 
Hoffnungslosigkeit ist der frucht- 
bairte Nährboden für Gewalt 
Pj® Gewerkschaftsbewegung 
selbst, auf die jeder einzelne Akt 

dies» Gewalttätigkeit zuiückSBt 

Meimmgsimfragen belegen), 
^nn mcM langer so tun, als sei 
acaxgflls Sache auch die ihre. Be* 
2* Unheil passiert, muß 
sie handeln: ihr ganzer . Enfläß 1 
muß darauf verwendet werden, 
den Kohle-Streik, der nicht mehr 
2U gewannen ist, zu einem mos- 
^st rasten Ende zu bringen. Ob 
«argül will oder nicht - 
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Ein Vollbad im Wohlwollen: 
Der Kanzler in Washington 


Die publizistische Begleitmusik 
war nicht die freundlichste, das 
unerfreuliche Thema 
Röhren-Embargo lag in der Luft 
— doch die Kurzvisite von 
Bundeskanzler Helmut Kohl in 
Washington verlief entspannt 
und harmonisch. Was Kohl 
dabei feststellte, war ein neues 
politisches Klima. 

Von FRITZ WIRTH 

E s ging auf Mitternacht zu. Der 
Entourage des Kanzlers stand 
ein Ac htstunden-Flug aus 
Bonn und die Sehnsucht nach einem 
Bett im Gesicht geschrieben, als eine 
sehr pfälzische Stimme, die offenbar 
aus dem Bauch kam, sie auf- 
schreckte: „Gehn ma a Supp' esse." 

Es war des Kanzlers Wort und Wil- 
le. Und so schwärmte man ins nächt- 
liche Washington aus. Der Mann aus 
der Pfalz ist so. Wenn immer er offi- 
ziell ins Ausland reist, versucht er 
wenigstens für ein paar Stunden der 
Zange des Protokolls zu entfliehen. 
So zieht ihn, wenn er an den Hof 
Margaret Thatchers in Downing 
Street kommt, regelmäßig ein Eß lo- 
kal im naben Soho an. 

In Washington ist es das „Filame- 
no“. Tiefes Georgetown. Ein Eß lokal 
mit einer wuchtigen italienischen 
„Mama“. Und die weiß nicht worauf 
sie stolzer sein soll: auf den Kanzler 
aus Bonn, der nun schon zum dritten 
Mal bei ihr auftaucht und sie damit in 
den weltweiten Kreis seiner Stamm- 
lokale aufgenommen hat oder auf die 
Flotte von Polizeiautos, die mit aufge- 
regten Blinklichtern signalisiert daß 
bei der Mama im „Filameno“ mal wie- 
der hoher Besuch ist 
„Gehn ma a Supp' esse." Der 
Wunsch sagt etwas über das nervliche 
Wohlbefinden dieses Mannes. Mag in 
der Bonner Küche einiges anbrennen 
oder mag ihn die „Washington Post“ 
vor seiner Ankunft mit einem Artikel 
begrüßen, der ihn als einen politi- 
schen Gehbehinderten darstellt und 
mit dem Hinweis auf die Flick- Affäre 
sogar das Schreckwort „Watergate“ 
bemüht - er läßt sich justament im 
„Watergate-Hotel“ einquartieren und 
pfeift auf hämische Assoziationen, 
die sich darob bei abergläubischen 
journalistischen S chic ksalsbesch w ö 
rem einstellen. 


Es war ein bemerkenswat 
lassener Kanzler, der da für 20 Stun- 
den nach Washington gekommen 
war. Die Tatsache, daß er als erster 
westlicher Regierungschef nach da 1 
Wahl ins Weiße Haus eingeladen wor- 
den war, half dem politischen Ego, 
und Peter Boenisch half nach mit 
dem Hinweis, daß ein so früher Be- 
suchstermin nach der Wahl in der Tat 
ungewöhnlich sei. 

Doch sonst war Selbstdarstellung 
nicht der Sinn der Visite. Der Kanzler 
war gekommen, um vor allem das 
neue politische Klima im Weißen 
Haus und umliegenden Departments 
im Vorfeld des neu beginnenden Ost- 
West-Dialogs abzuschmecken und 
notfalls einige eigene Zutaten hinzu- 
zufügen. 

Und dieses Klima ist in der Tat 
anders. Ein Mitglied der deutschen 
Delegation beschrieb es mit einigem 
Erstaunen und beträchtlicher Zufrie- 
denheit so: „Es ist, verglichen mit 
früheren Erfahrungen , «»in bemer- 
kenswertes Maß an Feinfühligkeit, 
Geduld und Gelassenheit spürbar. 
Man ist heute in der Reagan-Admini- 
stration mehr denn je bereit, auch auf 
psychologische Faktoren in der inter- 
nationalen Politik einzugehen.“ 

Konkret auf die bevorstehenden 
Genfer Gespräche zwischen den Au- 
ßenministern Shultz und Gromyko 
bezogen: Man weiß auf amerikani- 
scher Seite sehr wohl, daß die So- 
wjets in Genf und in möglichen Nach- 
folge-Begegnungen nicht ihr Gesicht 
verlieren dürfen. Sie haben erkennen 
müssen, daß ihre Verweigenmgs- 
und Boykottpolitik der letzten Jahre 
erfolglos war. Der nun beginnende 
neue Dialog wäre jedoch zu einem 
schnellen Scheitern verurteilt, wenn 
die Sowjets bei diesen neuen Annä- 
herungsversuchen unverzüglich und 
demonstrativ auf die Verliererbank 
gedrängt wurden. 

In Washington stellt man sich da- 
her auf die Psyche eines Verlierers 
ein, der nicht vertieren darf, und das 
bedeutet: Verzicht auf provozieren- 
des Pmpa ganria- Vn lcahHbir und Ver- 
zicht auf jede gespreizte Triumph- 
geste über die Rückkehr eines reui- 
gen Sünders. 

Das alles zeigt: Man will in Wa- 
shington nicht nur neue Gespräche, 
man will den Erfolg. Die Reagan-Ad- 
ministration ist entschlossen, die So- 


wjets ernst und beim Wort zu neh- 
men, und sie wird in dieser Einstel- 
lung VOm nnohrirfirlcHt-h im. 

terstützt 

Wie ernst es Reagan und seine 
Mannschaft mit Hipwn Neubeginn 
meinen, geht aus den überaus sorg- 
fältigen Vorbereitungen für diese Ge- 
spräche hervor. Man hält in dieser 
Hinsicht in Washington die Karton 
eng an der Brust Es gibt in dieser 
sonst sehr infbnnatiozisfreudigen 
Stadt in der politische Geheimnisse 
oft keine lange I Lebensdauer haben, 
plötlich »in«» neue Tnffrrm ptirtnBHig - 

ri plin 

So bekannte ein hoher Beamter des 
State Departments, der in Genf mit 
am VertüuuUuQgstisch sitzen wird: 
„Ich habe in dieser Woche ein drei 
Seiten langes Papier unterschreiben 
müssen, daß ich ins Gefängnis wan- 
dern werde, wenn ich irgendetwas 
ausplaudere.“ 

Also schweigt man. Dieser neue 
Hang zur Diskretion könnt«» teinht ei- 
ne neue Konsultationskrise auslösen, 
wie sie schon öfter in Europa beklagt 
wurde. Bevor hier jedoch Irrtümer 
entstehen: Der Konsultationsprozeß 
ist intakt, wie der Kanzler versicherte. 
Washington ist bereit Mi*iihfirfr n »nri 
auch Ratschläge möglicherweise in 
Hio Tat umzusetz en Man ist aller- 
dings offenbar nicht bereit, stra- 
tegische Zipfrinhti mg pn und takti- 
sches Kalkül bereits vorher auf den 
Ver handlungsmar kt zu tragen. Wa- 
shington ist, zumindest im Hinblick 
auf die Genfer Verhandlungen, auf 
politischen Kammerton eingestellt 

Dahinter ist eindeutig die Hand- 
schrift von Außenminister Shuhz zu 

A rkpnm»rt Thm hahagte aa m»it «rinigw 

Zeit nicht, daß die Sowjets offene Me- 
diendiplomatie betrieben, bevor die 
Genfer Gespräche vereinbart wur- 
den. Er möchte Diskretion wieder zu 
einer diplo matischen lügend ma- 
chen. 

Höhepunkt der Kanzler-Stipvisite 
am Potomac waren die zweieinhalb 
Stunden im Weißen Haus. Ronald 
Reagan, der ein«» überhaus harte Wo- 
che hinter sich hatte, in der es Perso- 
nalprobleme mit seinem plötzlich zu- 
rückgetretenen Umweltminister und 
mit den schwer erfüllbaren Karriere- 
wünschen seiner UNO-Botschafterin 
Kxrkpatrick gab, der außerdem einen 
ärgerlichen Famüienstreit mit seinem 



Drotflig SdnmdN Wr cOo Fotograf««: Höhnt Kohl und Rowrtd Rwogoa 

FOTO: AFP 


Adoptivsohn a usfich t phH vor all«**» 

itw fTlrnph liegt mit pmigan Mrnistpm 

und Parteifreunden über Budgetkür- 
zungen, präsentierte sich in erstaunli- 
cher Frische. 

Beide Regierungschefs erschienen 
gleich aai Beginn im Rosengarten zur 
übli chen Fotoschau. Dem Kanzler ge- 
lang es, in fehlerfreiem En giwii ein 
Gutachten über „das herrliche Wetter 
in Washington“ abzugeben. Ronald 
Reagan wehrte zu gleicher Zeit ge- 
lassen Journalisten ab, die ihn aus 20 
Metern. Entfer nun g mit. Fragen zum 
Budget s tr ei t entdeckten. 

Nur 30 Sekunden standen die bei- 
den Seite an Seite zur Ablichtung 
durch die Fotografen, doch die Zeit 
reichte, um zu erkennen, daß Ronald 
Reagan nicht nur über den besseren 
Schneider, sondern auch über we- 
sentlich kalorienärmere Kost als der 
Ranrter verfügt Es gibt offenbar we- 
niger italienische „Mamas“ im kulina- 
rischen Leben des Ronald Reagan. 
Dem Kanzler, der nicht unbedingt ins 
Weiße Haus gekommen war, „a Supp’ 


zu esse“, wurde eine gewichtsfreund- 
liche „Consommä Cdestroe“ aufge- 

Die Atmosphäre beim Arbeits- 
essen war locker und aufgeräumt 
Der Gastgeber ließ nicht zu, daß stö- 
rende Geräusche die Freude und die 
Freundschaft dämpften. Klagen über 
das „Röhren-Embargo“ verwies er an 
die Adresse des Vizepräsidenten 
George Bush. 

Der nahm «»in Vollbad im 

Wohlwollen, das ihm entgegen- 
gebracht wurde: In seiner Schlußrede 
auf dem Rasen des Weißen Hauses 
änderte er dreimal den Redetext um 
die Formel „mein lieb« Freund Ro- 
nald Reagan“ «*mfl*»cliton zu können 

Der Präsident bedankte sich mit 
«ringm s chnlterklo p fenden „Good 

bye, Helmut“. Der Kanzler schwang 
«rieh, sichtlich erleichtert und zufrie- 
den, in die beratstehende Limousine. 
Ob gehb ehind ert oder nicht - nie- 
mand, der heute aus dem amtlichen 
Bonn kommt, verläßt das Weiße Haus 
auf den Krücken des Kummer s. 


Als die „Todesautomaten“ installiert wurden 


Von WERNER KAHL 

D er „Tod in der Maschine“ war 
der Titel eines 1920 in Mün- 
chen erschienenen Buches 
über neue Tötungstechniken im 
Krieg: Aus der Drachensaat barba- 
rischer Erfindungen der Weltkriegs- 
jahre 1914 bis 1918 ließ die SS-Füh- 
rung des Nazi-Staates sogenannte 
„Serbische Bierfässer“ für die Bewa- 
chung der Konzentrationslager wei- 
terentwickeln. Es bandelte sich ur- 
sprünglich um Wurfbehälter, die - 
mit eckigen Kieselsteinen und Explo- 
sivstoffen gefüllt - dem Gegner so 
viele Verletzungen zufugen sollten, 
d?iR er kampfunfähig liegenblieb und 
verblutete. 

In Hitlers Konzentrationslagern 
sollten modernisierte Kästen an den 
Stacheldrahturazäunungen montiert 
werden, um Fluchtversuche zu ver- 
hindern. Ehe diese Todesautomatik 
jedoch serienreif war, brach das NS- 
Regime zusammen. Aus der Kon- 


kursmasse des Dritten Reiches kon- 
struierten die kommunistischen Mau- 
erbauer in den sechziger Jahren die 
Selbstschußanlage des Typs SM-70, 
die mm wieder völlig demontiert ist 

Seit Ende 1970 waren die Tötungs- 
maschinen entlang der „DDR“ -Gren- 
ze zur Bundesrepublik Deutschland 
installiert worden. Als Sicherheits- 
chef der SED-Fuhrung überwachte 
Erich Honeckerden Aufbau, so wie er 
bereits die Arbeiten zur Errichtung 
der Mauer am 13. August 1961 geleitet 
hatte. Das geschah während der letz- 
ten Monate der Herrschaft Walter 
Ulbrichts, bevor ihn 1971 sein „Kron- 
prinz“ Honecker ablöste. 

Mit der Todesautomatik verband 
Honecker offensichtlich die Erwar- 
tung, Fluchtversuche aus dem eige- 
nen Machtbereich um jeden Preis zu 
verhindern. Zwar war die „DDR“ 
zum Zeitpunkt der SM-70-Montage 
schon ein Jahrzehnt durch Stachel- 


drahtsperren, Mauern, Todesstreifen, 
Rlirthunde und Scharfschützen ver- 
riegelt, doch angesichts nicht abrei- 
ßender Fluchtversuche von Grenzpo- 
sten setzte das Regime auf die Unbe- 
stechlichkeit des Automaten. Schon 
die geringste Berührung des Zaunes 
löste folgende Reaktion aus: Aus den 
Trichtern des Apparates prasselte - 
ohne Vorwarnung - ein Sprengsatz 
mit 110 scharfkantig«! MetaTlstücken 
auf den Flüchtenden. 

ln ihrer Streuwirkung übertrafen 
die vierkantigen Stücke noch die ge- 
ächteten Dum-Dum-Geschosse. Die 
Geschoßlawinen aus den „Scatter 
guns“ („Times“) wurden anfangs in 
ihrer verheerenden Wirkung im We- 
sten verkannt Erst ärztliche Gutach- 
ten schafften Aufklärung. So hatte 
ein Patient des DKK-Krankenhauses 
Ratzeburg, der trotz schwerster Ver- 
letzungen noch den Westen erreichte, 
14 Einschüsse, davon drei Durch- 
schüsse. Die Einschüsse waren zehn 


bis zwanzig Zentimeter tief. „Die Be- 
schaffenheit der ffchußkan äfo unter- 
scheidet sich deutlich von... be- 
kannten Patronen- und Kugel 
Schuß verletzungen “ , stellten die Me- 
diziner fest: „Es zeigten sich sehr 


lieber Zerfetzung der benachbarten 
Gewebstefle.“ 

Ein Sprecher des Bonner Innenmi- 
nisteriums sagte jetzt in einer vorläu- 
figen Bilanz der Setbstschußanlagen, 
daß nach Erkenntnissen des Hindes- 
grenzschutzes 50 Personen verletzt 
oder getötet worden seien, darunter 
auch Angehörige der „DDR"-Grenzr 
truppen. Die Zahl der Opfer liege 
wahrscheinlich höher, da nicht jeder 
Fäll im Westen bekannt und in Salz- 
gitter, der Erfassungsstelle für Ver- 
brechen an der innerdeutschen Gren- 
ze, registriert worden sei Den höch- 
sten Ausbaustand hatten die „Todes- 
automaten“ fl y?h Angaben des Mini- 


steriums im August 1983 erreicht, als 
aufemer Länge von 439,5 Kilometern 
rund 55 000 Schußtrichter installiert 
waren. 

Ihren Abbau hatte das Regime im 
September vergangenen Jahres an- 
gekündigt und zuerst an der Demar- 
kationslinie zu Bayern vollzogen, 
nachdem zuvor eine wirksamere elek- 
tronische Sicherung der Grenzsperr- 
anlagen von Honeckers Stab in Auf- 
trag gegeben worden war. Als 
schließlich die Planung abgeschlos- 
sen war, ließ sich das kommuni- 
stische Regime den Abbau der 
SdbstschuB-AutomatenalsGegenleir 
stung für westliche Kredite honorie- 
ren. 

Damals schrieb Matthias Waiden in 
der WELT: „Die Wunden des Flücht- 
lings sagen mehr aus über die Lage 
der Nation als das gelegentliche Bon- 
bon, das Honecker so geschickt her- 
Ü h p r?i irpTfhpn wpiB." 


Ein grüner Pfad 
zwischen „Fundis“ 
und „Chamäleons“ 


Emen Sieg auf der garnreu Unie 
verzeichnet« „Börners 
lieblingsgrüner“, Karl 
Kerschgens,aiifder 
MtglietowaammlBBidg 
hessischen Grünen in Lieh. 
Kerschgens Sieg bedeutet: 
Zu sammenar beit wMt flMi 
ist weiter möglich, aber „auf 
anderer GnmcQage* 4 » 

Von D. GURAXZSGH 

I n der Geschichte der Grünen war 
es ein unerhörter Vorgang. Ra- 
phael Keppel stand vom am Podi- 
um iitiH wurde ausgeiacht. Der junge 

Mann mit den langen Haaren, der em 
jnal «rin TT ^gwqig owtft jhrt hatte und 

als Beruf Schriftstelle' angibt, hatte 
lediglich ausgesprochen, was fern 
no ch vor wenigen Jahren langanhal- 
tenden Beifall gesichert hätte: „Eine . 
Tolerierung oder Zusammenarbeit 
mit der SPD ist ausgeschlossen, 
wenn die T «andcsre gjenin g »«*Ht der 
sofortigen Stillegung aller Atoznanla- 
gen zustimmt“ 

Das war natürlich keine Kabarett- 
einlage, sondern ein offizieller An- 
trag vorgebracht auf der Landesmit- 
gtiederveraammlung der Ökopartei 
am Woebenende in lieh, einem Mei- 
nen mittelhessi sehen Städtchen mit 
etwas über 10 000 Einwohnern, einer 
angesehenen Brauerei, einem Schloß 
der Gratoi zu Solms und vielen Fach- 
werkhäusern. Im Bürgerhaus hatten 
sich 850 der rund 3500 eingeschriebe- 
nen hessischen Grünen versammelt, 
um über die Fortsetzung des Bünd- 
nisses mit Hölger Börner zu beraten. 

Ahw J ündamaitalistische “ Anträ- 
ge wie der von Keppel hatten keine 
Chance. Weit über 80 Prozent hoben 
ihr Kärtchen, um den Antrag aus dem 
Rennen zu werfen. Zuvor hatte das 
grüne Parteivolk Keppel bereits mit 

pinem ebenso hnViP» AKcHmiminga . 

ergebnis förmlich aus der Fasson ge- 
bracht Keppels Formulierung „Eine 
Koalition oder andere personelle Be- 
tpftig nn g der Grünen an der Landes- 
regierung oder der Verwaltung wird 
abgelehnt“ wurde mit überwältigen- 
der Mehrheit niedergestumrxt. 

Erst «ne Stunde später, als sich 
der Saalsdion merklich geleert hatte, 
schien vielen zu dämme rn, wie weit 
sie bei dieser Abstimmung gegenüber 
anderen grünen Landesvobärfden- 
vorgeprescht waren. Die Fonnuhe- 
rung, die Grünen würden wenigstens 
„in dieser Legislaturperiode keine 
Koalition mit der SPD eingehen“, 
fand mir noch eine knappe Mehrheit 
von 190 zu 160 Stimmen - und den- 
noch war auch dieses Votum eine 
Sensation. Zum erstenmal hatte ein 
grüner Landesverband damit förm- 
lich beschlossen, daß es keine prinzi- 
{äeQen Einwände mehr gegei die 
Übernahme von Regienmgsveraxxt- 
wortung durch „grüne Minister“ ge- 
ben solle - auch wenn der Beschluß 
sofort wieder kassiert wurde, weil der 
Antragssteller seinen Teztentwuxf er- 
schreckt zurückzog 
Triumphator dieser Mitgliederver- 
sammlung war der 4fjjährige Land- 
tagsabgeordnete Karl Kerschgens, 
„Börners Lieblingsgrünerf, wie er ge- 
nannt wurde, weO er mit dem hessi- 
schen MnisterpräsideDten einen 
Kontrakt in den kniffligen Energie- 
fragen nnsgphiindplt der es Bör- 
ner Twö giieh macht dflff Tolo ripnmg R- 

bündnis mit den Grünen PTnzngphen. 


Fünf Monate trat dieses von den grü- 
nen. „Fundis“ heftig tefohHofr » R iroH. 
nis gehalten — am iS. November er- 
klärte es dann Kerschgens wegen der 
Haltung der Landesregierung im Ge- 
nehmigungsverfahren für die Ha- 
naus N iilclMrlmt n» ^ AUram und 

Nufcem für beendet Für diesen 
Schritt und für die neu ausgegebeme 
Perspektive einer „Politik der ökolo- 
gischen Verantwortlichkeit" wurden 

Kpranhgpnff | d er hnm«»r o hne Attitiiite 
auft rittnnH alWi Vprs iichimgpn «rinpg 

„Starkults“ ausweicht, in lieh wahre 
Ovalionen 

Sone Argumentationskette: Der 
„realpolitische Kurs“ einer Bereit- 
schaft zur Zusammenarbeit mit der 
SPD sei erfolgreich gewesen und 
werde weitergefehrenV Was durch 
„F imdampritalni pp naitinn “ nie zu er- 
reichen gewesen wäre, hätten die 
Grünen auf diese Weise zustande ge- 
bracht, näml ich a men Diskussions- 
prozeß in der SPD in Gang zu setzen. 
Hanau habe zuvor „™ Domröschen- 
schlaf“ gelegen, jetzt seien die „Alom- 
fahriken* in aller Munde. Die Grünen 

Irnnnton hier nicht 

Hag Anap i ucfasnr v eau der Partei mich 

Die „ TOhnmgrapitap Hw SPD“ er- 
kenne zwar durchaus die Gefahren, 
du mit den Nuklearfabriken und dem 
Schritt in d«m Pluto niumstaat ver- 
bunden ww*n; aber sie handle nicht 
entsprechend. Wem sie mit den Grü- 
nen ein „Gegengewichtzu Bonn“ bil- 
den Wolle, Harm dürfe SK nicht mir 
reden, «wirtAm myigy» ihn » „Konflikt- 
■Shfgfcurit- mit Her Bundesregierung 

beweisen". S t a tt dessen habe sich die 
hp ffirhf SPD wie ein „Chamäleon“ 
verhalten und die Grünen aus den 
Ent sche idun gs pin a e B herausgehal- 
ten. Kerschgens: „Die Grünen wur- 
den zum Briefkarten gemacht, dem 
man etwas zusteckt." 

Immer wieder von Beifall unter- 
brochen, präsentierte Kerschgens 
dann sein Konzept Die Grünen wür- 
den Börners Haushaltsplan für 1985 
die Zustimmung versagst, denn 
„sonst würde es heißen, wir schiuk- 
Inwi die Atom&briken für einige 

ij tht sachbezogenen Zusammenar- 
beit mit allen Fraktionen des hessi- 
schen Landtages“ bereit sein, und 
zwar auf der „Grundlage der Ziele, 
die unserem Programm ■ entspre- 
chen ** Sie würden wei terhin die Zu- 
sammenarbeit mit der SPD anstre- 
ben, aber das sei nur möglich „auf 
anderer Grundlage“. Kerschgens: 
„Wir wollen ein neues Kapitel in die- 
ser Zusammenarbeit aufschlagen und 
mitschreiben, dazu sind wir bereit“ 

Viereinhalb Stunden hatte die De- 
batte über dieses Referat gedauert, 
als es zur Abstimmung kam. Da 
machte Gertrud Schilling die grüne 
Landtagsabgeordnete, die einmal zu 
Khadhafi gereist war und früher sehr 
den „Fundis“ zuneigte, noch einen 
Gegenvorschlag: Nein zu den Atom- 
fabriken, aber Ja zum Haushalt- Es 
sei ein „schlimmer Grundsatz, stän- 
dig von Druckmitteln zu reden“. Ver- 
gebens. Eine breite Mehrheit war ge- 
gen diesen Kompromiß. Oben auf der 
Pressetribüne ließ Holger Börner be- 
reits em * Erklärung vorteilen: k ei n e 
Nachverhandlungen. Unten im Saal 
legten sie das Strickzeug weg. 
Kerschgens hatte auf der ganzen Li- 
nie gesiegt 
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Unabhängigkeit können Sie 

Stück für Stück erwerben: 

mit dem Gold Maple Leaf aus Kanada. 


Gute Gründe sprechen - besonders 
langfristig - dafür, einen Teil Ihrer Rücklagen 
in Gold anzulegen. Für den Gold Maple Leaf 
aus Kanada sprechen noch ein paar 
Gründe mehr. 

Der Gold Maple Leaf enthält genau eine 
Unze (31,1 g) reines Gold - Feingehalt 999,9. 
Das heißt, keine Goldmünze ist reiner. 

Beim Gold Maple Leaf bekommen Sie viel 
Gold für Ihr Geld. Schon weil der Aufpreis 


sehr gering ist Das gilt natürlich auch für 
die /*- und Ko-Unze-Münzen. 

Der Gold Maple Leaf ist in allen unseren 
Geschäftsstellen leicht zu kaufen - selbst- 
verständlich auch mehrwertsteuerfrei in 
Luxemburg. Der Verkauf ist genauso einfach. 

Sprechen Sie mit unserem Kunden- 
berater über die goldrichtige Anlage: 
den Gold Maple Leaf aus Kanada. 


Deutsche Bank 
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Paris sucht Kooperation 
bei Nuklear-Strategie 

Bemerkenswerte deutsch-französische Konferenz in Bonn 


RÜDIGER MONIAC, Bonn 

Seit Adenauer und de Gaulle vor 
mehr als 25 Jahren mit dem ElySee- 
Vertrag die deutsch-französische 
Freundschaft begründeten, haben es 
Deutsche und Franzosen geradezu 
peinlich vermieden, über eine engere 
Zusammenarbrit in der Verteidigung 
ernsthaft nachzudenken. Zwar gab es 
in den sechziger Jahren das Intermez- 
zo zwischen Atlantibem und Gaulli- 
sten, bei <jk» ppn die einen den Atom- 
schutz der USA als unabdingbar für 
Europa hinstellten, die anderen Deut- 
schen jedoch mit der Force de Frappe 
zu rechnen begannen. Jener poli- 
tische und militärstrategische Streit 
schlief aber schließlich ein. Jetzt be- 
ginnt sich eine Diskussion neu zu be- 
bten, die allerding s kaum so 
dog matis ch geführt zu werden 
achtet wie damals. 

Auf der deutsch-französische Kon- 
vesgangene Woche in Boom 
führende Wissenschaftler 
und Politiker ma* beiden Hauptstäd- 
ten mte nri v über eine müitärpoli- 
tiscfce Anafibemng beider Lander, 
and dabei schien es, ab seien die 
Verkrampfungen 
i anf ftamsnscber Seite im 


ThMbMfch trug cm Franzose, der 

p i ipfcl rq Tmrfihit 

I hM b des Be h tka g b te r s tM B h 
ks, Firne Irhouche, aufachcrnaTC- 
vor. Er meinte, der 
bei den Franzo- 
sri dririn. anch die Antipathie 
die NATO. Der „Gegner“ sei 
aus ftwriSebcher Sicht die Sowjet- 
■immi | Frankreich w™» nicht nwhr 
so tun, ab habe es eine „neutxali- 
stbcfae Option“ in Europa. Auch hät- 
ten die Franzosen eingesehen, daß, 
wenn sie eine fähige Rüstungsindu- 
strie erhalten wollten, sie dies nur in 
der Z kwBwnnMinnr h pit mit anderen 
kfiosifecsL 

LeBopche ging dann mit zwei wei- 
teren Äußerungen soweit, daß manrh 
deutsdier Zuhörer ob seiner undiplo- 
matischen Sprache erstaunt auf- 
horcfate. Erstens meinte er, weide 

ftsnkresch wohl famm mphr umhin 

fcSniwn, sich mit Deutschland über 
die Nutzung der « gpncn taktischen 
Nuklearwaffen zu konsultieren. Und 
z we ite m ließ der Franzose nicht den 
Rmrii gm« Zweifels daran, daß dies 


aus französicher Sicht nur möglich 
erscheine, wenn in Bonn die Christ- 
lich-Liberalen am Regiemngsrader 
bleiben. Denn, so Lellouche weiter, 
wenn die deutschen Sozialdemokra- 
ten die Regierung übernähmen, „wä- 
re das der Nagel für den Sarg der 

fftiqammenar beit**- 

So deutlich hat öffentlich bislang 
Irwin in der Politik bewanderter Fran- 
zose die Aversion beschrieben, die in 
Paris sich entwickelt hat, seit die 
SPD nach dem Verlust der Bonner 
Regier» ngsvexantwortung fest alles 
an sicherheitspolitischen Maximen 
über Bord warf und Helmut Schmidt 
letzten Mai auf dem Essener Parteitag 
mit der totalen Verdammung des we- 
sentlich vom früheren SPD-Kanzler 
konzipierten NATO-Do p pelbesc hlus- 
ses allein ließ. 

Bei der Bonner Konferenz blieb 
Lellouche nicht allein. Der Instituts- 
direktor fand viel Verständnis bei sei- 
nem deutschem Gegenüber, dem Di- 
rektor des Forschungsinstituts der 
Deutsches Gesellschaft für Auswär- 
tige Politik, Professor Karl Kaiser. 
Beachtlich, was dieser deutsche So- 
zialdemokrat - im Essener Mai hatte 
er Zusehen müssen, wie seine eigene 
Partei Helmut Schmidts Politik am 
Boden zertrampelte - ab neue 
Perspektive deutscfefianzösbcher 
Kooperation auf dem Felde der Si- 
cb er b eits politik entwickelte. Kaiser 
meinte, daß die Franzosen die Bun- 
desrepublik Deutschland „wiederentr 
deckt" h^wi, halm mit ihrem fl pffihl 

für die eigene äußere Sicherheit zu 
tun. Aiisgelöst durch eine „signifik- 
ante pazifistische Minderheit in 
Deutschland“ seien in Frankreich im 
Extrem sogar Meinungen ausgelöst 
worden, die den Deutschen Atomwaf- 
fen in die Hand geben wollen. Kaiser 
mochte soweit nicht geben. Doch 
auch er wünschte von den Franzosen 
den Mut zu sagen, ihre Verteidigung 
beginne an der Elbe. Das hätte Kon- 
sequenzen für die militärische Pla- 
nung der konventionellen Streitkräf- 
te Frankreichs, vor allem für die neu 
geschaffene „Schnelle Ein greif- 
truppe“ (Force d’ Action Rapide) und 
das französische Atompotential. Kai- 
ser meinte dazu: „Langfristig wäre es 
prüfenswert, wenn Frankrach eine 
Nukleargarantie für die Bundes- 
republik Deutschland abgäbe- “ 


Die CDU im Saarland 
wittert Morgenluft 

Kämpferisch ging Zeyer mit Lafontaine ins Gericht 


GEORG BAUER, Saarbrücken 

Knapp drei vor der Land- 

tagwahl am 10. März wittert die CDU 
des Saariandes so etwas wie Morgen- 
luft Selbst ihr Landesvorsitzender, 
Ministerpräsident Wem»: Zeyer, ge- 
lang es, einige Zentimeter über sei- 
nen Schatten zu springen. In seiner 
Ansprache über die „Zukunft für un- 
ser Saarland“ auf dem 35. Landespar- 
teitag in Riegelsberg nabe Saarbrük- 
to»n ging der ansnngten eher r uhig e 
Zeyer hnrtwr dann ans syh harans, 
wenn er auf yin**" Hgrausforder gr, 
den SPD-Landesvorsitzenden Oskar 

T ■afnntainp | und Hpsspti Politik ZU 
sprechen fa yr n Hinter der Bi-hip blitz- 
ten die Augen auf, der Ton wurde 
aggressiver, die Bähung härter. Von 
JEloßtäuscher-Methoden“ , von 

„dümmlicher Arroganz“ und „per- 
sönlicher Profilierungssucht'' statt 

seriösem Einsatz für die Interessen 
des kleinsten Flächenlandes in der 
Bundesrepublik Deutschland war 
dann die Rede. Zeyer „Wer antxitt, 
nach dem Motto ^Hoppla, jetzt kont- 
me i<*h und mache alles neu und bes- 
ser*, der ist unseriös. Der laßt die 
notwendige Verantwortung vermis- 
sen. Der beschreitet einen Weg ins 
Ungewisse. Der betreibt eine Politik 

g pfahriich pr Bv pPTimpntp. 

Auf Experimente, so glauben die 
Christdemokraten, lassen ach aber 
zwei der wichtigsten Wählergruppen 
des Saariandes, die Bergleute und 
Stahlarbeiter, nicht ein. Diese Wäh- 
lerschichten, die in den Augen der 
CDU auf Stetigkeit setzen, waren da- 
her angesprochen, als Zeyer in seiner 
Bede von „Berechenbarkeit“, „Ehr- 
lichkeit“ imd „Glaubwürdigkeit“ 
sprach. Ausdrücklich betonte er, daß 
aiifh in Zukunft an der „Kbhlevor- 
rangpoütik“ festgehalten werden 
Tnfi$sp Die regierende Knaiftfnn aus 
Christdemokraten und Frei demo- 
kraten habe trotz der schwierigen 

ZpH-pt» im Ra«rianH pirwn tei- 

KfamgsSh igen BArgfam erhal ten“ 

Gerade in den wichtigen Fragen 
des Saarland wie der Stahl- nnH 
Kohlepolitik oder des Saar-Ausbaus 
warf Zeyer sozialdemokrati- 

schen Widerpart „blanken politi- 
schen Opportunismus* vor. Unter der 
Führung Lafontaines und einem 
krampfhaften Bemühen um MachtgB- 
winn sei die Saar-SPD bä entschei- 
denden politischen Problemen zur 
Außenseiterpartei geworden, und ha- 


be ihre Identität als Volks- und Arhei- 
terp a rtri. eingebüßt 

Barsche Worte fand da* Minister- 
präsident auch für dfe Haltung Lafon- 
taines und der Saar-SPD zum größten 
Sorgenkind des Landes, dem Unter- 
nehmen Arbed-SaarstahL Die CDU, 
die zur Restrukturierung d *** - £Ssen- 
imd S tahlindustrie stehe, habe es 
ni ch t nötig, s«*h von Leuten 

beschimpfen zu die nfr-btn un- 

versucht lassen, eigenes Nichtstun 
«md mangelnde SartifaMmbii« durch 
Tatsachen verdrehung in einem Netz 
von Lügen zu verschleiern. Die wie- 
derholt von Lafontaine geforderte 
SSnhjpdiing von Arbed-Saarstahl in 
ein deutsches Stehlunternehmen sei 
„gut und schön“, nur welches 
dp»rt»*hp Unternehmen dafür in Fra- 
ge komm e, sage der SPD -L an d es- 
vorsitzende nicht. Zeyer: er 

gjph ofnmai mit, den f ührenden Ver- 
tretern der deutschen Industrie un- 
terhalten, dann Tiattp er sehr schnell 
erfahren, wie unrealistisch diese For- 
derung ist“ 

Mrf Kritik sparte der Christdemo- 
krat niefa t am Verhalten der Ge- 
werkschaften. Obwohl in wichtigen 
grir tacha ftHchpn Belangen des Saar- 
landes Übe reinstimmung zwischen 
der Landesregierung und den Ge- 
werkschaften bestehe, halte er es für 
höchst bedenklich, wenn Teile der 
Gewerkschaften aus falsch verstan- 
dener Treue zu bestimmten Entwick- 
lungen in der SPD schwiegen, oder 
wenn sie sogar den Schwenk der SPD 
zu den Grünen mitvollzögen. 

Wohl mit Rltek auf den Konflikt 
zwischen Lafontaine und der „Saar- 
brücker Z eitung ", die in den Augen 
des SPD-Landesvorsitzenden zugun- 
sten der regierenden ftv*nlitir» n wna»i- 
tig über die Politik im Saarland be- 
richtet, meinte Zeyer, die Opposition 
nü tze jede Gelegenheit, ihr mißlie- 
bige Journalisten an den Prangerder 
öffentlichen Meinung zu stellen: 
„Diese üble Beschimpfling, die Hetze 
gegen unabhängige Journalisten er- 
innert an die unseligsten Zehen deut- 
scher Geschichte." 

Die Delegierten, die ihrem Landes- 
vorsitzeoden im Stehen applaudier- 
ten, wollen die Herausforderung an- 
nehmen und of fensiv gegen die SPD 

unter F ührung T-afr irrtaings nngvhfm 

Zeyer kündigte einen harten WahL 
kämpf an. „Mit dem Florett“ sei diese 
Wahl nicht zu gewinnen. 
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Rau fordert Ende 
des „Geredes 
über Koalitionen“ 

. AP/dpa, Düsseldorf 
Der nordrhein-westSfische Mini- 
sterpräsident und SPD-Landesvoisit- 
»pwA> Johannes u»« hat seine Partei- 
freunde eindringlich davor gewarnt, 
Öffentlich über künftige Koalitionen 


W/itTT 


im Düsseldorfer Landtag zu spekulie- 
ren. Rund fünf Monate vor da* Land- 

tagswahl an Rhein und Ruhr habe das 
„Koalitionsgerede“ bei den Sozialde- 
mokraten „ein ärgerliches Ausmaß 1 
erreicht, sagte Rau auf der Landes- 
konferenz der J imgsrreiaiictpn in Düs- 
seldorf. Offensichtlich spielte Rau 
mü seinen Äußerungen auf die Ricb- 
tungskärapfi» »iiwr Partei um pme 
mögliche Zusammenarbeit mit den 
Grünen im Landtag an. 

Während einige Mitglieder der Par- 
teiführung eine 
den Grünen favorisieren, waren in 
den vergangenen Monaten führende 
Vertrete: des Gewerirechaftsftügels 
innerhalb der SPD im Falle des Ver- 
lustes <te r ahsnliTten SP T Utfidir faat in 
Nordrhein- Westfalen für eine Große 
TtnaKtjpn mit der CDU eingetreten. 
Ausdrücklich verbat «ich Rau als 
SPD-Spitzenkandidat „Taute Rat- 
schläge in Sache « Koalition" »»d for- 
derte die Genossen auf, das „koali- 
tionsarithmetische Gehäkele“ zu be- 
enden. Die „politischen Botschaften 
und Inhalte“ von Partei und Landes- 
regierung seien angesichts der Koali- 
tionsspekulationen völlig in Hm Hm- 
tergnmd geraten, beklagte Rau. 

Zuvor hatte der Landesvorsitzende 
der Jusos, Hahn-Cremer, der Landes- 
regierung vorgeworfim, ihren Auftrag 
in der zu Ende gehenden Legisla- 
turperiode trotz absoluter Mehrbeit 
■nC'hf eingelöst“ zu bähen, In Grund- 
catv f ragwi, als Beispiel nannte er die 
Medienpolitik, habe rieh die Partei- 
führung „von einer Kompromißlinie 
zur anderen“ äphm lassen und dabei 
vor «npm im Bereich der Jungwähler 
„ihre Glaubwürdigkeit verspielt“. 

„DDR“ verzichtet auf 
feierliche Eröffnung 

W.K.Boim 

Die „DDR“ will die neue Auto- 
bahn-Verbindung zwischen dem hes- 
sisch-thüringischen Grenzkontroll- 
punkt Kprfeshaq$ gn nrtri Tüspnarh 
am 15. Dezember ohne Feiern in Be- 
trieb nehmen. Dies teilte der für die 
Bundesrepublik Deutschland zu- 
ständige Abteilungsleiter im Ost- 
beriiner Außenministerium, Kail Sei- 
del. dem Leiter der Ständigen Vertre- 
tung Bonns, .Hans-Otto Bräutigam , 
mit Glanzstück des Autob ahnab - 
sduüttes, der Hessen mlt'Leiprig'und 
Berlin verbindet, ist die Talbrücke 
über die Werra. Mit der Freigabe wird 
zugleich der „DDR“-KontroIlpunkt 
Wartha nach drei Jahrzehnten ge- 
schlossen. Die Abfertigung durch die 
„DDR“ -Behörden erfolgt künftig am 
Autobahnkontrollpunkt Eisenach. 
Offiziell nannte Bonn keine Grunde 
für den Verzicht Ost-Berlins auf Fei- 
erlichkeiten. Inoffiziell hieß es je- 
doch, die „DDR“ nehme Rücksicht 
auf die Sowjetunion. 

Moskau soll Akte 
von Helsinki beachten 

ki&Bram 

In einem Schreiben an den sowjeti- 
schen Staatspräsidenten Konstantin 
Tschemenko hat das deutsche Hel- 
sinki-Menschenrechtskomitee d arauf 
hingewiesen, daß die Verfolgung von 
Helsinki-Gruppen in der UdSSR 
pidht mit den Verpflichtungen in 
Einklang zu bringen sei, die Moskau 
mit der Unterzeichnung der H e lsin - 
ki-Schlußakte 1975 angegangen sei 
Dadurch entstehe ein Problem für 
die Glaubwürdigkeit der sowjeti- 
schen Politik, schreiben die Vorsit- 
zende und der stellvertretende Vorab 
ynHp d eutschen Helsinki- Komi- 

tees, Bundestags vizepräsidentin An- 
nemarie Renger und Werner Marx. 

Geißler: Probleme 
nicht theologisieren 

KN A, Düsseldorf 
Der CDU-Generalsekretär Heiner 
Geißler hat sich gegen eine ständige 
„Theologisierung ganz normaler poli- 
tischer Probleme“ ausgesprochen. 
Vor einer Rütarbeiterkonferenz der 
rheinischen CDU in Düss el do r f be- 
tonte er, daß kirchliche Gruppen und 
Initiativen mit ringen sol- 
chen Politikverständnis „letztlich 
ni cht? anderes tun als der Ayatollah 
TGinmomi in Iran*. Gleichzeitig for- 
derte Geißler die CDU Noidihan- 
Westfaten auf; den bevorstehenden 
Landtagswahlkampf nicht „mit 
Schlagwörtern“ zu bestreiten, son- 
dern differenzierte Antworten zu ge- 
ben. Wenn komplexe Themen wie die 
Friedensfrage, Arbeitslosigkeit und 
der Umweltschutz zur Diskussion 
stünden, verlangten gerade junge 
Mwia»hwi umfassen de Antworten. 
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Dohnanyi setzte sidi mit 

durch 



Gemäßigte Sorfaldemoktatcn 

HERBERT SCHÜTT*, 


Mit brei ter Bückendedomg 
Partei kann Hamburgs Bürgemiei- 
$ t pr Kkus wm Dolwianvi mdienäcfa- 
ste Vahandlungarunde über den Me- 
djenstaatsv gtrag der Undacheb 
go>wn- Der SPU-Landespertestag am 
Wochenende bewies, daß die 
Truppen um Dohnanyis Haupticon- 
traherten, den Bundestagsabgeord- 
aeten Peter Patema, auf eine kleine 
Sympathisantenschar zusammenge- 
schmolzen waren. D er Ba ke Flügel- 
mann der Hamburger SPD, der zuvor 
vollmundig verkündet hat te , der Par- 
teitag werde die Bremerhavener Me- 
dien.vereinbaning ablehnend -mußte 
die leid volle Erfahrung machen, daß 
derMitie-Recbls-Block bei den Dele- 



minierende Stellung ausbauen konn- 
te. Dohnanyi erhielt für sein Papier 
fest eine Dreiviertel-Mehrhe'rt. 

Der Parteitag forderte aller d m g s 
von den weiteren Verhandlungen 


Verhandlungen der . 

deuten in wesentlichen Punkten soo- 
aldmokratische Mmdestforderun- 
gen »ich» erf&Ben“. So soll das Ver- 
tragswerk besondere Rundigungs- 
möglichkeitai vorsehen, felis eine Ei- 
nigung über einfi Gebührenan- 
passung mitti Termin 1987/88 nicht 
erzielt wird. Die Delegierten verlang- 
ten außerdem ein Verbot der Spoo- 
sorwerbung. 

Bei der Debatte wurde da Gegen- 
satz zwischen lupenrein sorialdemo- 
kratisdun Glaubenssätzen in der Me- 
dienpolitik und der Notwendigkeit 
der Standortsicherung besonders 
deutfich. Hamburg befindet sich un- 
ter pinrigarti gen Pm hlpm- 


„al>P«tp«^i lU 4wi fc w l m h « Mgh 

Mett ihm der Vorattreräte 
LHng c i acn m M üM raffl, iihiihih vq- 
scherau, entgegen: „Was wnd, wena 
der Staatsvötzag nidtt knmntt and 
Hi p CDU -LändgCMfari tMÜm 
treffen? Dann steht Hambur g v or der 
harten Frage: .Friß Vogel oder starb 1 .“ 

Dohnanyi, Wortführer der SPD- 
Länder bä dar Verhandlungen der 
Ministerpräsidenten, wies daraufhin, 
daß Hamburg Ende der 8ßer ( AnßBig 
der 90er Jahre von 14 Fernsehsa- 
telliten erreichbar sein werde: „Met 
temich konnte den iHciiircbfu 
Landboten* verbieten, die DDR kann 
das Drucken von Büchern verbie- 
ten“, sagte der Bürgenneista-, „aber 
wfr können nicht das Eindringen von 
FemsefaweDoi untertHoden." 

Bei dm Vm-stamdsne u w ahl en wur- 
de der bisherige Landw wjnfta ni d e 
Ortwin Bunde mit 211 von >54 Stim- 
men bestätigt, von den übrigen 21 

Vt mita n dmi ilgli» i Vm gri iäni BOf 

noch rieben dem Unken DBgd hl 
K laus von Dofannyi, zurSribarit der 
Lerirista i periods tumgribdriHi ife 
beherrschende Figur des PkrteitegN, 
rechnete in einer G mndertim lr vor 
allem mit den GgfoABc mMi ren rix 
Jdi bin fad QBteddoeeen, In den 
nächsten beiden Jahren die Venst- 
wratungslosigkeit der grünen Politi- 
ker draußen deutlich zu demonstrie- 
ren“, kündigte er an. 


„Chancen für Berlin“ 

Diepgen und Apel mm Thema DeotscMandpofitik 


HANS-R. KARUTZ, Berlin 

In eina* Veranstaltung des Kurato- 
riums „Unteilbares Deutschland“ 
nnhmpn die beiden Berliner Spitzen- 
kandidaten Eberhard Diepgen (CDU) 
miH ffan« Apel (SPD) eine insgesamt 
positive Beschreibung der deutsch- 
deutschen Verhandlungschancen 
und der Zukunft West-Berlins vor. 
Diepgen warnte davor, „bei jedem 
Hu sten drüben“ gfach «iw Ände- 
rung der fi pawntinta^iyniay der 
„DDR“ gegenüber- dem. Westen^ gu 
vermuten. Apel stellte eine „zuneh- 
mende Westr^indung“ der Bundes- 
republik fest, die er royMriipkli^h 
begrüßte. Berlin werde^ninÄmend“ 
andere RnAfa'n nm bekommen, 
„wenn sidi die Dinge zwischen Ost 
nnH West entkrampfen". 

In dem Gespräch mit Journalisten, 
Ham nadtfinanriw mit beiden Gästen 
geführt wurde, setzte sidi Diepgen 
abermals nachdrücklich für eine „Po- 
litik des Pragmatismns“ gegenüber 
der „DDR“ ein. Jch bleibe dabei, daß 
es manchmal wünschenswert wäre, 
wenn in der Deutschlandpolitik we- 
niger geredet werden würde und 
auch das, was kurzfrirtig gemacht 
weiden könnte, nicht im Vorfeld zu 
stark zerredet würde.“ 

Unter Anspielung auf 'Pr e se n von 
Hans Apel über die deutsche Frage 
und andere Pofitiker-Äußerungen 
nannte es Diepgen „dümmlich", 
wenn in der Bundesrepublik über die 
Geraer Forderungen Honeckers oder 
Staatsbürgerschaftsfragen „kontra- 


produktiv“ diskutiert weide: „Diese 
Themen waren beinahe weg.“ 

Als „überflüssig und töricht“ be- 
zeiehnete Dkpgen auch die kürztidi 
von der Jungen Unüm in, wie er sag- 
te, „ dilettantisc her Weise“ von neuem 
begonnene Diskussion^ über die 
Oder-NeißeGrenae. Die ^iflenmgen 
von Genscher und KoM, es gebe kei- 
ne terri t oria len Forderungen Bonns 
und es werde keine geben, seinen 
„völlig ausreichend“. 

«.«. Bu^./^ I fl8»f. 1 ?siTO.Kritik«m 
vor, s?me Äußerungen zur deutschen 
Frage „verfälscht“ zu haben, mdem 
rie das wichtige Wort„ inaofeJn ^w^ 

Gr u nd g esetzes noda das Redxt des 
doitsdai Volkes auf Sribsöxstim- 
mung - die Verträge sind da ganz 
eindeutig aber es gibt eine Ent- 
wicklung, die der Lösung der deut- 
schen Frage so, wte wir sie um klassi- 
scherweise vorstdien, widerstrebt 
und entgegenläuft.“ 

Apel verwies auf dife erfreulich po- 
sitive und allen kritischen Stimmen 
der Vergangenheit zuwideriaufende 
Entwicklung West-Bertins. Das Enga- 
gement großer Unternehmen, wie 
Nixdorf zum Beispiel, mache ihm 
„große Hoffhung*. Hochtechnologie 
altem genüge jedoch nicht, um die 
Stadt aufDaueralsem „fruchtfener" 
zu erhalten. Apel bekräftigte mit 
Bück auf die Waiden wiederum: „Es 
windkatKnRegiaendenBüigezma- 
ster Hans Apel mit den S timmen da 
AL geben." 


Chancen für Europäische 
Union vorerst noch gering 


EVI KEIL, Bonn 

Die nach mehr als elf Jahren wie- 
derbelebte französisch-deutsche 
Konferenz in Bad Godesberg hat 
nach den Worten von Dr. Günther 
Diehl, dem Präsidenten der Deut- 
schen Gesellschaft für Auswärtige 
Politik in Bonn, eine wichtige Funk- 
tion gehabt Franzosen und Deut- 
schen Bbs lwiarhpiij wie wicht ig es 
ist, „daß man fa»ini* ftlwh»n Signale 
austauscht“. 

Skeptisch zagten sich Diehl und 
anrfi a ndere rfwrt yte Ebnfe reMtefl - 

nphmgr am Endf tter Ta gung im P ari 

Godesberger Hotel Dreesen, ob es 
wirklich sinnvoll ist, schnell auf einen 
europäischen Kmigungsproaeß zu 
dringen. Diehl: „Die Älterem von uns 
haben erlebt, wie die Europäische 
Verteidigangsgememschaft den Bach 
heruntergegangen ist, und wir fragen 
uns, wenn wir «w« «whi Vertrag 
über die Politische Union 
würde der m Bundestag, in der Fran- 
zösischen NatkmalvHinrnmlung, Im 
englischen Parlament eine Mehrheit 


de Recherche sur fAflemagne Con- 
temporaine“ mit GeneralsefaetärRe- 
o6 Lasserre und die IFRI, das „Insti- 
tut Fran?ais pour les Retetions Inter- 
nationales" mit seinem Direktor 
Tfrieny de MontbriaL 

Zu den Teflnehmem aus Paris ge- 
hörten aber auch der frühere General- 
sekretär des Quai d'Orsay und einer 
der Unterhändler bei der Saar-Frage 
Jean-Marie Soutou und aus dem Ha- 


riums Piene de BrndmcL 

Der Staatsminister im Auswärtigen 
■Am t, Al ois Mertes, sagte g egetriihfr 
der^ WELT zu der Frage der Machbar- 
keit einer Politischen Union: JWe 
Chancen, daß der Voxschtes < te* En- 
repäisefaen Paztamenta für eine Euro- 
päische Union, so wie der Text heote 
ist, d u r c h ge h t, smd zfemfich gering. 
Vidiächt ist die Ornsot ha Deut- 
schen Bundestag oni 


finden? Die Antwort Meürt offen, und 
das ist etwas, was man ernst nehmen 
muß. Warn es nämlich arm Schwur 
kommt nnH die Parlamente ratifizie- 
ren Titeln Hann gTh t es wn*« wirkli- 
chen Rückschlag.“ 

Ausrichter der jetzt’ wiederbdebten 
Konferenz waten das Forschungsin- 
stitut dw Deutsrhwi G eapifarhaft IBr 

Auswärtige PoHtik und sein XKrektor 
Professor Karl Kaiser und der Direk- 
tor des DeutschrRanaösischen Insti- 
tuts Ludwigsburg mit Robert Hebt 
und auf französisch» Sdte die 
GRAC, das „Centre dTnformaticmet 


fine _ 

Thema Baß audi der ftflhwwj dsutrhs 
Botsc ha fter hi Paris. And 
durrhhhckwn. Harhrt: .Wm 
sktt erinnert, dafi im dar 
adle Bat unter Vonha dm i 



obris 
boteVeUkdteL: 
pgjacheni 
große Ptofatema, dte dte 
Nägdn bwmen. so dis 
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In Sri Lanka wütet der Terror 

Colombo klagt Neu-Delhi an / Die Tamile n fordern einen eigenen Staat 

gwrw»»n Serie neuer Terrorangriffe 
und Mordanschläge gegen Regie- 


„Wir müssen die Wunden heilen 44 

WELT-Gespräch mit Herbert Blaize, Favorit der heutigen Wahlen auf Grenada 


sich verraten, mißbraucht“ Deshalb 
werde sich eine von ihm geführte Re- 
gierung besonders darum bemühen 
„Vertrauen zu schaffen“. 

Mit Gairy, seinem schärfsten politi- 
schen Rivalen seit Jahrzehnten, un- 
terhält Blaize keine Kontakte. „Wir 
haben uns nichts zu sagen.“ Er warnt 
davor, von einem „neuen* Gairy zu 
sprechen, der geläutert und gemäßigt 
sei. „Dies» Mann und seine Umge- 
bung ändern sich nie.“ Eine „Hexen- 
jagd“ werde stattfinden, wenn Gaixys 
„Vereinigte Labour-Partei von Gre- 
nada“ diese Wahlen gewinne. 

Von der „Patriotischen. Bewegung 
Bishop“, dem politischen 
Sammelbecken der Bishop-Gemein- 
de, hält Blaize genausowenig. „Sie 

Jia alton VarfiäHnieea nntdgi4 w r. 


überbrückte, interessiert sich für die 
Wirtschaft „Ich muß midi dafür in- 
teressieren, weil »wb auf diesem Ge- 
biet eine weitere große Herausforde- 
rung erwartet“ Blaize zahlt au£ „Die 
Lebenshaltungskosten und die Steu- 
ern sind zu hoch. 30 Prozent der Be- 
völkerung haben keine Arbeit Die 
Infrastruktur - bricht zusammen, 
sje -sich nur unsere (mit 
Schlaglöcher übersäten) Straßen an. 
Der Tourismus muß angekurbelt wer- 
den.“ Eine tatkräftige Hilfe des Aus- 
landes sei notwendig. In diesem Zu- 
sammenhang denkt Blaize auch an 
die Deutschen und die anderen Euro- 
päer. „Die EG sollte sich starker en- 
gagieren. Grenada ist schließlich ein 
Modell für die Demokratie.“ 

Herbert Blaize, ein großer, schlan- 


PETER DIENEMANN. Neu-Delhi 

Der Feind kommt von Indien, in 
Booten übers Meer. So sehen es die 
ceylonesiscben Sicherheitsbehörden, 
die seit Freitag gegen eine Welle tami- 
lischen Terrorismus in der Nordpro- 
vinz der indischen Nachbarinsel Sri 

Tjnlq >yihi»n M^hr »1 b 

140 Tote haben nach offiziellen ceylo- 
nesiBpiiAn Angaben die Überfälle je- 
ner T tamiten- Te m rist e n gefordert, 
die nach Ansicht Colombos im indi- 
schen Bundesstaat Tamil Nadu nicht 
nur Unterschlupf sondern auch Trai- 
ning erhalten, um dann per Fischer- 
boot die Palk-Straße Richtung Cey- 
lon zu überqueren. 

In dem bisher schwersten An- 
schlag seit den Unruhen im Juni ver- 
gangenen Jahres hatten am Wochen- 
ende tamilisch-separatistisdre Terro- 
risten in Sri TankaB Nordprovinz 
zwei große landwirtschaftliche Anwe- 
sen angegriffen und minito^Ana GO 
Menschen getötet Die meisten von 
ihnen waren frühere Strafgefangene, 
die dort mit ihren Familien lebten. 
Die Terroristen waren mit bisher un- 
bekannter Brutalität vozgegangen. In 
den frühen Morgenstunden »türmten 
sie eine der Farmen, trieben die Mai- 
schen in gingm lpgTBtehBnäm ftehBu. 
de zusammen und sprengten dieses 
dann in die Luft. Gleichzeitig stürmte 
eine zweite Gruppe die acht Kilome- 
ter entfernte andere Farm und tötete 
dort mindestens 20 Bauern. 

Die Sicherheitsbehörden Sri Lan- 
kas, die unmittelbar nach dem Terror- 
akt den Angreifern ein erbittertes Ge- 
fecht lieferten und dabei mindestens 
30 von ihnen erschossen, vermuten in 
der Greueltat den Auftakt zu einer 


M. GERMANI, Johannesburg 

Das Ergebnis der Parlamentsnach- 
wahlen in Südafrika in drei Wahlkrei- 
sen am Kap und einem weißen Arbei- 
tervorort von Johannesburg, Prim- 
rose, ist für die Reformpolitik von 
Präsident Pieter WIEem Botha nach 
Ansicht politischer Beobachter ein 
schwerer Rückschlag. Primrose zum 
Beispiel zeigte besonders deutlich, 
HnB die Nationale Partei Bothas gera- 
de m der Ihdustrieprovinz des Trans- 
vaal we sentlichen Anhang eingebüßt 
hat Noch 1981 betrug Ihre Mehrheit 
dort 4399 S timmen. Sie ist in dieser 
Woche auf 478 s timmen drastisch re- 
duziert worden, obwohl der Präsi- 
dent selbst unter voller Ausnutzung 
des seiner Part» zur Verfügung ste- 
henden Medienapparates der afri- 
IraansAn Z eitung en und des staatli- 
chen Rundfunks und Fernsehens ak- 
tiv in diesen Wahlkampf Angriff. 

In einer Zeit wirtschaftlicher Flau- 
te und steigender Arbeitslosigkeit un- 
ter den Weißen, von Fachleuten als 
die größte Krise seit 1910 bezeichnet, 
wurde der Streit um den Pensions- 
ausgleich des neuen Staatspräsiden- 
ten in Höhe von fest 600 000 Mark 


rungseinrichtungen, Pohzeistationen 
und Zivilisten. MTHtär und rg ytenogi. 
scher Küstenschutz haben in einer 
Präventiv-Maßnahme in der Falk- 
Straße 18 indische Fischerboote an- 

gpgriffan, rite iltegal in pgylrmegia-hps 
Hoheitsgebiet emgedrungen waren. 
Angeblich hätten sich auf diesen 
Booten Terroristen aus Tamil Nadu 
auf dem Weg in Ceylons Nordprovinz 
befunden. Zehn Menschen wurden 
bei dem Angriff getötet, die übrigen 
konnten fiph auf ihnen Schiffen zu- 
rück in indisches Gewässer retten. 

Die ceyionesischen Behörden hat- 
ten offeTihan schon Anfang vergange- 
ner Woche Hinweise auf neue An- 
schläge von Terrorgruppen erhalten. 
Am Donnerstag hatten me die Schaf- 
fung eines Niemandslan des entlang 

der Nordküste Sri Lankas angeordnet 
und die Rpwn hiw des KÜStenstrei- 
fens Jn ihrem eigenen Interesse“ 
aum Verfassen ihrer Häüffr » piri zur 
Umsiedlung ins T anrioairmpre mifjge . 
fordert Zusammen mit der „See- 
überwachungszone* sollte diese Maß- 
nahme den Behörden den Schutz der 
Inari vor Eindringling en SUS Indien 
eririrhtem.Na ch einem w eiteren 
Überfall der tamilischen Terroristen 
roßt nun ein Flüchtlingsstrom von 
Senghalesen aus dem Norden in das 
Landesünnere Sri T .»nirag Die Regie- 
rung verhängte eine A u s g an gssperre 
über das Unruhegebiet und verstärk- 
te den Truppeneinstz. 

Der Terrorismus in Sri Lankas Nor- 
den ist neu aufjgeflammt, nachdem in 
den letzten Wochen deutlich wurde, 
d»fl «tu» politischen Bemühungen »m 


mm Wahlkampfthema. Botha, der 

nnrii ZU B eginn seiner P nemier - 

Amtsperiode 1978 seinen Anhäng ern 
eine „saubere“ Re gierung und den 
Abbau des Beamtenapparates ver- 
sprochen hatte, mußte sich nun die 
Vorwürfe aus Bevölkerung, Industrie 
und Wirtschaft über emAnscbweöen 
der Verwaftungskosten und über Fi- 

nanraka nriate gefallen laaBen. 

Hm tu kommt, daR die traditionell 
konservative Wählerschaft in den 
weißen Arbeiterkreisen und bei den 
Farmern ein Jahr nach dem Referen- 
dum über die m me Verfassung und 
Einführung des Parlaments für Kap- 
Farbige und Inder keine Fortschritte 
der gemisch traurigen Regierung er- 
kennen kann Professor W illem 
KJeynhans, ein führender südafrika- 
nischer Polito loge, erklärte gegen- 
über der WELT, daß gerade diese Be- 
völkerungsschicht eine Beherr- 
schung durch die schwarze Mehrheit 
am meisten für chte und somit erneu 
massiven Umschwung von 22£ Pro- 
zent zugunsten der Konservativen 
Part» verursacht hätte. Die Politik 
der Apartheid könnte nach 36 Jahren 
einer nationalen Regierung nicht 


emo T Ä sung des ethnischen Konflik- 
tes zwischen den tamilischen Münder- 

heits- lind der sin ghalesische n Mchr - 

rpn Die grit mehr als er n en n Jahr 
ppdapemden ATIpar teiengPu prächg 

zwischen der „Ta mil United Libera- 
tion Front“ (TULF), welche die 2ß 
U fiiHnn^n auf Sri T anka lebenden Ta- 
milen repräsentiert, den singhalesi- 
schen Mehrheitsparteien und derRe- 
gierung Jayaw a rdene, hatten keine 
nennenswert en A nnäherungen ge- 
bracht Die TULF verlor das Ver- 
trauen der tamilischen Bevölkerung, 
die Terraristen-Gruppen unter der 
Tamilen -Bevol kenmg , die sich mehr 

and "lehr marxiBtisriiPB Gedanken- 
gut aneigneten, gewannen an Zulauf, 
vor g Hpm unter den Jugendlichen. 
Während Präsident Jayawardene den 

Tamilen in Begionalp^rinmenten 

mehr Autonomie und Mitsprache- 
recht sowie Gelder für infrastruktu- 
relle MaRnahmen Miaagte, fordern die 

Terroristeo-Gflippen nach wie vor ei- 
nen eigenen Tamüen-Staat Das ist 
für Jayawardene nicht akzeptabel. 

Die Unruhen am Wochenende ha- 
ben das Ve rhältnis zwischen Sri Lan- 
ka und Indien, das in der Vergangen- 
heit versucht hatte, politisch zwi- 
schen Tamilen und Smghaleaen ZU 
vermitteln, schwer belastet Die Be- 
hauptungen Colombos, im indischen 
Tamil Nadu werde eine Invasion Sri 
Lankas durch Terroristen vorbereitet, 
hat Neu-Delhi aufs schär&te zurück- 
gewiesen. Sie entbehrten jeder 
Grundlage iiru ^ würden eine „Kriegs- 
psychose“ uif Sri Lanka verursa- 
chen. 


nm g anBgrinBcht werden. Das Wahl. 
Erg ebnis symbolisiere einen scharfen 
Rechtsruck innerhalb der burischen 
Bevölkerung, die die Regierung theo- 
retisch zur Ausschreibung von Neu- 
wahlen veranlassen mußte. Aller- 
dings, so Kleynhans, habe die Kon- 
servative Partei (CP), die sich »st 
1982 von den Nationalen abgespaltet 
hatte, bisher noch keine ausreichende 
Parteiorganisation aufbauen können, 
um einen landesweiten W ahlkamp f 
erfolgreich zu bestehen. 

Die Kons e r v a ti ve n haben sich bis- 
her auf den Transvaal konzentriert, 
die industriell »nri wir tschaftlich 
stärkste Provinz des Landes und 
Hochburg der Regierungspartei. Bei 
aiipamrirtfm Neuwahlen würden die 
Konservativen voraussichtlich den 
Platz der jetzigen Opposition einneh- 
men imd die liberale „Progressive 
Partei“ ins link» Abseits drängen. 
Deshalb Ist die Führung der Konser- 
vativen außerordentlich zufrieden 
üb» das Wahlergebnis und blickt op- 
timistisch IQ die A nkunf t Alterriingg 
bezweifelt sie, daß Botha gerade jetzt 
Neuwahlen ausschreiben wird. 


Paris strebt für 
Neukaledonien 
Autonomie an 

HEINZ WEIBSENBERGER, Paris 

Die Lage auf der französischen 
Übersee-Insel Neukaledonien im Pa- 
zifik, 20 000 km vom Mutterland ent- 
fernt, war auch am Sonntag äußerst 
ges pa nn t, und man befürchtete in 
Frankreich weiterhin bewaffoete Zu- 
sa mmen st ö ße mit der kanaki sehen 
RebeBeribewegung FLNKS (Soziali- 
stische Kanaki ach« BefreiUIlg S frOO t ) , 
die bereits drei Todesopfer gefordert 
hatten. Die R^perong in Paris hielt 
am Sonnabend ihre erste Sondersit- 
zung seit der Machtüb er nahme der 
Sozialisten im Mai 1981 ab. Thema: 
die Situation auf Neukaledonien. Es 
wurde beschlossen, den bisherigen 
Brüsseler EG-Kommissar Edgard Pi- 
samate Sonderbeauftragten mit weit- 
gehenden Vollmachten nach Neuka- 
ledonien zu entsenden. 

Pisani sollin d» neukaledonischen 
Hauptstadt Nouznea mit sämtlichen 
beteiligten Parteien innerhalb der 
nächstmi zw» Monate die Hgb mfüfa - 
iung d» Autonomie des französi- 
schen Territoriums »Hghawririn- Von 
den 140 000 Einwohnern Neukaledo- 
niens sind 40 Prozent Melanesier, die 
sich „Kanaken“ mwmi , 37 Prozent 
Europa», die „Caldoches“, und der 
Rest Asiaten und Zuwander» von an- 
deren Pazilüdnsdn. 

Kurz nach der Mrafcten * fl t w fit ? l i i n g 
empfing Staatspräsident Mitterrand 
im EJysöe-Palast den Chef der recht- 
mäßigen Territorialregierung von 
Noumea, Dick Ukeiwe, d» fiir das 
Verbleiben Neukaledoniens im fran- 
zösischen Staatsvexband plädiert 
D» d» gaullistischen Partei RPH na- 
hestehende Ukeiwe war nach den 
kurzhehen Wahlen für eine neue Ter- 

ritoriahmrsammliing «»mannt worden. 

Bei diesen Wahlen errang die gaulli- 
stische Bewegung Ukeiwes die abso- 
lute Mehrheit Die marxistische, von 
dem libyschen Revolutionär Khadha- 
fi finanzierte U nahhäng i gk«itRh cwc- 
gung hatte zum Boykott der Wahlen 
aufjgerufen nnd Tausende von Kana- 
ken mit Gewalt daran gehindert, zu 
den Urnen zu gehen. Kurz nachdem 
Ukeiwe in Faxte mit Mitter rand ge- 
sprochen hatte, steckten Angehörige 
der Rebellenbewegung sein Hans in 
Neukaledonien in Brand. Das Gebäu- 
de brannte völlig aus. 

Die FLNKS rief am Wochenende 
eine „vorläufige Unabhängigkeitsre- 
gierung“ auf d» Insel aus, ohne daß 
die inzwischen auf 1400 Mann ver- 
stärkten Polizei- und Gendarmede- 

streitkräfte em g riffimr Di» Ml tglteri Ar 
der illegalen „v nrinnfig an T tegtening* 

dürfen sich frei auf der Tn«»i bewe- 
gen, und der Sitz der „Regierung“ 
erhielt auf Anordnung der Behörden 
in Paris sogar Polizeischutz. Die So- 
zialistische Regierung in Parte hatte 
ursprünglich fiir 1989 eine Volksab- 
stimmung über die Zukunft der Insel 
vorgesehen. Nach dem Fiasko der 
Territorialwahlen für die Sozialist»! 
en t schloß sich Paris jedoch, den „Au- 
tonomie-Prozeß“ zu beschleunigen, 
was durchaus auf die Unabhängig- 
keit hinauslaufen könne. (SAD) 


WERNER THOMAS, St George's 

Der ältere Herr ist siegessicher. 
„Wir werden es schaffen“, sagt er, 
„das sehe ich nicht anders. Die Alter- 
native wäre das Chaos - und das 
keimt dieses Volk zu gut“ Herbert 
Blaize will heizte ein vartrautes Amt 
zurückgewinnen, das des Regie- 
rungschefs von Grenada. Der ehema- 
lige Premier (1962 bis 1967) und seine 
„Neue Nationalpartei“ gehen als Fa- 
voriten der Wahlen. 

Wir treffen Blaize im Mitchell 
Guest House, ein» einfachen Pen- 
sion, die ihm als Unterkunft bei sei- 
nen Aufenthalten in St George’s 
dient Er wohnt auf Caxriacou, d» 
nördlichen Nachbarinsel, die zu Gre- 
nada gehört Da wurde er auch vor 66 
Jahr»! geboren. Wir sitzen auf d» 
Holz veranda zusammen und unter- 
halten «ms üb» die Vergangenheit 
und Zukunft dies» kleinen Nation. 
Das Gespräch wird oft durch Telefo- 
nate I ir Uw Km phwi BStiTwal ruft. 
James MHf*hi»ll an der Premiermini- 
ster von St Vincent „Ein alter 
Freund“, sagt Blaize. Auch die Pre- 
miers von Barbados und St Luda 
zählen zu seinem Freundeskreis, Tom 
Adams nwri John Compton. 

„Wir m üss e » die Wund»! heilen“, 
betont Blaize und erinnert an die be- 
wegte Vergangenheit Grenadas: die 
Jahre des rechten Premiers Eric Gai- 
ry, der mit ein» Schlägertruppe re- 
gierte, der „Mongoose Gang“. Die 
linke Diktatur des Marxisten Maurice 
Bishop. Die Ermordung Bishops und 
mehr als 100 y»hM»r Anhanp n- fliiwh 
noch radikalere Parteigenossen. „Die 
Leute stehen noch unter einem 
Schock“, erläutert Blaize. „Sie fühlen 


PETER M. RANKE, Kairo 

König Hussein von Jordanien, d» 
sich zum ersten Mal seit sieben Jah- 
ren wied» in Kairo aufhalt, ist am 
Sonntag zu einem zweiten Gespräch 
mit Präsident Mubarak rm Oruba-Pa- 
lasfr wiramnKing ip fr mffon. Tm Mit- 
telpunkt des Treffens steht angeblich 
eine „Friedensinitiative“ König Hus- 
seins, für die er Mnharak gewinnen 
wüL Der ägyptische Präsident selbst 
hatte bei seinen Besuchen in Paris 
und Bonn Ende Oktober die europäi- 
schen Staaten zu ein» neuen „Frie- 
densinitiative“ gemahnt, ohne jedoch 
eigene Vorstellungen und Pläne vor- 
zulegen. 

Angeblich stimmen Hussein und 
Mubarak darin überein, daß bei et- 
waigen Verhandlungen Jordanien 
und Palästinenser toffnAhmen müs- 
sen. Beide wissen, daß die Einbezie- 
hung von Vertretern derPLOam Wi- 
derstand d» Israelis und Amerikaner 
scheitern würde. Also sucht man of- 
fenbar nach einer neuen Formel, oh- 
ne jedoch die PIX) auszuschließen. 
Hussein wül die Ägypter auch davon 
überzeugen, mit mehr Elan als hisher 
eine von den Sowjets befürwortete 


stellen.“ Er glaubt, daß die Marxisten 
nur auf eine Rückkehr Gairys an die 
Macht warten. „Dannkönnen sie ihre 
Waffen ausgraben und Grenada wür- 
de an Bürgerkrieg drohen.“ 

Herbert Blaize befürchtet „Sicher- 
heitsprobleme“, trotz der ruhigen Si- 
tuation seit der Rettungsaktion d» 
amerikanischen und imrihigphgn 
Truppen im Oktober vergangenen 
Jahres: „Es gibt noch genug Extremi- 
sten.“ Dennoch wünscht er sich keine 
Armee für Grenada. „Ein Land mit 
110 000 Menschen braucht keine 


Zeit Polizisten aus. Wenn der »gerne 
Sicherheitsapparat stehe, könnten 
die fremden Truppen (632 Mann) ab- 
gezogen werden. Seine Schätzungen: 
nächstes Jahr. 

Der Jurist, der die politisch inakti- 
ve Periode der Bishop-Ära als Anwalt 


internati onale Nahost-Konferenz d» 
UNO zu unterstützen. 

Jordanien und Ägypten sind im 
Golfkrieg Bundesgenossen Iraks. 
Jetzt aber schon von einer „Achse der 
Gemäßigten“ mit der PLO von Yassir 
Arafat zu sprechen, wie es in auslän- 
dischen Berichten heißt ist Spekula- 
tion. Denn König Hussein ist durch 
den Verlauf und das magere Ergebnis 
des PLO-Treffens in Amman letzte 
Woche keineswegs »muntert wor- 
den. Der König selbst und die PLO 
lehnen ein Ve rhandlnngsmand at für 
Jordanien ab. Außerdem verweigert 
die PLO die von Hussein empfohlene 
Anerkennung d» UNO-Resolution 
242, eine Grundlage d» Friedensab- 
machungen von Camp David . 

Ein Eingehen Mubaraks auf ara- 
bische Forderungen nach einem 
PLO-Staat, wie » in dem arabischen 
Fes-Plan von 1982 erwähnt wird, wür- 
de ein Abgehen von der in Camp Da- 
vid niedergelegten vollen Autonomie 
für die Palästinenser in den seit 1967 
besetzten Gebieten und damit eine 
klare Abkehr Ägyptens vom Frie- 
densvertrag mit Israel bedeuten. Vor 


feer Mann mit Hornbrille, teiriat an 

Arthritis und den Folgen «*in«*s 

■ srhm w wi V arlfahrsnnfi»)) « Kt geht 
am Stock und kann nicht lange ste- 
hen. Es hat bessere Wahlredner gege- 
ben als ihn. George Brizan beispiels- 
weise, 41, einen Pädagogen, den poli- 
tischen Erben der gwnä R igf jfmvw - 
vativen Neuen NationalparteL 

Dennoch wirkt Blaize geistig noch 
frisch und strahlt souveräne Gelas- 
senheit aus. Pausenlose Telefonate, in 
d» Nachbarschaft toben Kind», 


den Fäden des Gesprächs. „Ich kann 
mich entspannen“, berichtet », „das 
ist sehr wichtig. Ich bin ein leiden- 
schaftlicher Leser.“ Er best gern Kri- 
minalromane nnd — als gläubiger An. 
giflraner — „das wichtigste Buch von 
aßen, die Bibel“. (SAD) 


altem amerikanische Diplomaten in 
Kairo glauben, daß Mubarak nicht so 
weit gehen wird, Camp David „umzu- 
deuten“ und der vereinbarten Auto- 
nomie offiziell abzuschwören. Die 

amprikanisghp Di plo matie drangt 

Mubarak vielmehr, endlich wied» 
den Gesprächsfeden mit Israel aufzu- 
nehmen und zu den Autonomie-Ver- 
handlungen zurückzukehren. 

In den letzten Wochen wurden vier- 
mal Katjuscha-Raketen von jordani- 
schem Boden aus auf israelische Ge- 
biete abgeschossen. Der PLO-Kon- 
greß in Amman hatte wieder eine 
„Verstärkung des bewaffneten 
Kampfes“ gegen Israel gefordert Kö- 
nig Hussein hat auch deshalb um 
Rückenstärkung in Kairo gebeten. 
Wie die israelische Regierung sieht er 
die Gefahr, von neuem von den Ter- 
rorgruppen der PLO umarmt zu wer- 
den. Mit Hilfe d» syrischen Regie- 
rung wurde in Damaskus bereits eine 
„nationale Front“ aus Exil-Jorda- 
niern und PLO-Rebefien gebildet die 
König Hussein beseitigen und ein na- 
tional-demokratisches Regime in 
Amman errichten soll (SAD) 


Viele Buren wenden sich von Botha ab 

Anzeichen für einen Rechtsruck in der weißen Bev ölkerung / Das Beispiel Primrose 

plötzlich im Bewußtsein d» Bevölke- 


Hussein drängt Kairo zu Initiativen 

Spekulationen nach dem PLO-Kongreß in Amman / Gefahren ans Damaskus 


Streitkräfte.“ Eine gut ausgebilrtete ständig fragen Mitarbeit» um Rat 
Polizei reiche. Die Briten bilden zur und Anweisungen - nie verliert » 


Die Banken zum .Leistungswillen“ 

Was wir uns leisten können, 
hängt von unserer Leistung ab 


Der Wunsch wird nicht von jedem geteilt: 
Leistung muß sich wieder lohnen. Vielen ist 
der Zusammenhang zwischen Leistung und Lohn 
aus dem Blickfeld entschwunden; und mancher 
meint sogar, Leistung und Lebensfreude schlössen 
einander aus. 

Nicht zuletzt politische Einflüsse und 
staatliche Eingriffe haben das Verhältnis zur 
Leistung gestört. Soziale Wohltaten nährten 
Illusionen; überhöhte Steuern und Sozial- 
abgaben weckten Unwillen. Dabei kann es 
keinen Zweifel geben: Unser Wohlstand, 
unser sozialer Standard wie auch unsere 
Zukunft hängen von unseren Leistungen ab. 

Und das müssen, wenn wir im internationalen 
Wettbewerb bestehen und zugleich unsere 
Probleme lösen wollen, Spitzenleistungen sein. 



Wir Banken meinen: Leistung schafft Erfolg, 
Wohlstand, Lebensfreude. Wir setzen auf den 
Bürger, der das, was er sich leistet, von 
seiner eigenen Leistung abhängig macht. 
Und wir sind sicher, dies ist die große Mehrheit 


Bundesverband deutscher Banken 


Die Privatuntemehmen 
der Kreditwirtschaft: 
Großbanken, Regionalbanken, 
Privatbankiers, Hypothekenbanken. 
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Die Vereinigten Staaten sollen nach dem Willen 
von Präsident Reagan mehrere hundert Milliarden 
Dollar aufwenden, um einen militärischen Schutz- 
schirm völlig neuer Art zu entwickeln. Zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts sollen Weltraumwaffen bereit- 
stehen, die in der Lage sind, aufsteigende Feind- 
raketen schon wenige Minuten nach dem Start zu 
zerstören. Können die USA das Projekt mit Erfolg 
verwirklichen, wären sie militärisch unangreifbar: 
Sieg der Sterne statt „Krieg der Sterne“. 

Amerika spielt 
seinen Trumpf 
aus - die 
Technologie 

Von ADALBERT BÄRWOLF 
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.Novatte", dar »adrigst» Lasar dar Walt, bat 1a dar winziges ZeHspopaa von «JWIB^dal 
takmdaa aha Leistsag vaa S HHoaea Watt - *■* l*» *» «ümm kurzen Zeit das Zehnfache der 


D er Energiepuls währt nur 
450 Pico Sekunden. Aus 
dem mächtigsten Laser 
der Welt zuckt ein hell- 
grüner Lichtblitz auf der 
Wellenlänge 5340 Angström. Die Lei- 
stung von fünf Billionen Watt ist in 
der winzigen 7^itspanne von 450 Bil- 
lionstel Sekunden so groß wie die der 
gesamten amerikanischen Kraft- 
werkskapazität Der grüne Lichtblitz 
von „Novette“ im kalifornischen 
Lawrence Livennore, Atomwaffenla- 
bara toriurn hinter den Weinbergen 
der Wente Brothers, trifft das Schwar- 
ze einer Zielscheibe im Format einer 
Briefmarke. Das Ziel ist ein dünner 
Folienstreifen aus dem Metall Yttri- 
um. 

150 Picosekunden: Das eisengraue 
Metall erreicht eine Temperatur von 
zehn Millionen Grad. Das sind Ver- 
hältnisse von Temperaturen und 
Drücken, wie sie nur im Inneren von 
Sternen oder in explodierenden 
Atombomben Vorkommen. Explosi- 
onsartig verdampft das Metall Es ent- 
steht ein energiereiches Gemisch 
„hochangeregteT Atomrumpfe und 
Elektronen: ein Plasma. 

Kleiner als ein Atom 

250 Picosekunden: Spontan regt 
sich ein angeregtes Atom ab. Es gibt 
seine Energie in Form eines Licht- 
photons mit genau der Wellenlänge 
155 Angström als Röntgenstrahlung 
ab. Dieses Photon „stößt* 1 seine 
Nachbarn, die anderen Atome an, sti- 
muliert sie im Jargon der Atomphy- 
siker. Schlagartig geben jetzt alle 
Atome ihre Energie ab. Das ist das 
Phänomen der Lichtverstärkung 
durch Strahlungsanregung. Das un- 
sichtbare Licht wird vielhundertfach 
verstärkt. In einem komplexen quan- 
tenphysikalischen Vorgang zuckt ein 
konzentrierter Röntgenblitz auf ganz 
genau einer Wellenlänge und in einer 
Richtung aut 

200 Picosekunden später ist alles 
vorbei Dichte und Temperatur sind 
jetzt für den Lasereffekt mit Röntgen- 
strahlung zu niedrig. 

Zum ersten Mal ist im Herbst 1984 
eine beträchtliche Verstärkung der 
kürzesten Laser- Wellen-Länge erzielt 
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worden, die je in einem Laboratorium 
erreicht werden konnte. Enorme 
Perspektiven deuten sich an. Ein 
Röntgenstrahlen-Laser könnte drei- 
dimensionale Fotos biologischer Mo- 
lekularsysteme schießen. Gelänge es, 
Licht noch kürzerer Wellenlängen 
monochromatisch und kohärent als 
paraTloio St rahlung zu manipulieren, 
Wellenlängen, die kleiner sind als die 
Dimensionen eines Atoms, dann ge- 
länge über die Laser-Mikroholografie 
der dreidimensionale Blick in die le- 
bende Zelle auf subatomarer Ebene. 
Krebsforschung und Alternforschung 
wurden revolutioniert. 

Wo Edward Teller arbeitet 

Doch es ist nicht die Aufgabe der 
Physiker des Atomwaffen-Laborato- 
riums von Lhrermore, Krebs- und Al- 
tersforschung zu betreiben. Hier wer- 
den Kemfusionsbomben, Neutronen- 
bomben und nukieargepumpte Laser 
konstruiert Hierarbeitet Edward Tel- 
ler. heute Mitte siebzig, der aus Un- 
garn stammende und in Deutschland 
als Student aufgewachsene Atom- 
physiker, der wesentlich zur Kon- 
struktion der ampriVanisehen Was- 
serstoffbombe beigetragen hat Und 
hier arbeitet der junge Physiker Peter 
Hagelstein. 

Hagelstein (30) entwickelte die 
komplizierte Atomtheorie für den 
nichtnuklparen ~R/wit|ynstnihlf»n. T a - 

ser, wie er jetzt mit dem von 
„Novette 1 * verwirklicht werden konn- 
te. Doch das Hauptprojekt Hagel- 
steins und der anderen jungen Physi- 
ker der Gruppe O von Livermore ist 
der nukieargepumpte Röntgenstrah- 
len-Laser, der „X-Ray-Laser“. Er soS 
die offensiven ballistischen Atomra- 
keten der Sowjetunion ausschalten. 
Dieses Projekt ist Teil der „Strategi- 
schen Verteidigungsimtiative , ‘ (Stra- 
tegie Defense Initiative, SDI) Präsi- 
dent Reagans. 

In ei nem kühnen Fünf-Jahres-Pro- 
gramm und mit Ausgaben von rund 
26 Milliarden Dollar will der Präsi- 
dent bei strikter Einhaltung der be- 
stehenden Ost-West-Verträge techno- 
logisch demonstrieren lassen, daß 
Kanonen, die mit licht, hochenergie- 
reichen Partikeln oder elektromagne- 
tisch beschleunigten Projektilen 
schießen, im Weltraum andere Objek- 


te treffen und vernichten können. Die beute noch eine Unmöglichkeit zu Armstrong und Aldrin ließen für im- 

im übergeordneten Interesse der sein, völlig überraschend startende mer ihre Spuren im Meer der Ruhe 

amprilranigphpn Sicherheit geplanten ftalypn sowj^f yh^ Tp tprlcftntinPTrfaiL airück. Nie werde die Schallmauer 

Demonstrationen sind freilich nur raketen in der Größenordnung von durchstoßen werden! Chnck Yeager, 

Tnn giii»h l wenn yteh Amerika nrirht rn**^ als eintausend Geschossen in der TTrid in Tom Wolfes „The Righ t 

mit dem Bleigewicht eines Vertrages den ersten 300 Sekunden vor dem Stuft**, erzählt jedem, der es genau 

belastet, der die Erprobung von Anti- Brennschluß der Raketen und vor wissen möchte, wie er es nachte. Nie 

Sateffiten w affen flussrfilteßt, rtem Ausstößen der nuklearen Multi- werde ein mit 17fecher Sc h a Ug e- 

Der ABM-Vertrag von 1972 unter- 
sagt die Erprobung anti-ballistischer 
Systeme im Luftraum und im Welt- 
raum. Der Vertrag ist auf unbestimm- 
te Zeit geschlossen, kann aber mit 
einer Frist von sechs Monaten aufge- 
kündigt werden. Nukieargepumpte 
Tjgpr können selbstverständlich nur 
in unterirdischen Versuchen erprobt 
Weiden. Der P nTnpmprhBnignu jg ist 
pmp Atomb ombe, die als Massenver- 
Tiichfrmgsraflfc nicht im Weltraum 
stationiert werden darf 
Zwanzig Mnnate narb der aufee- 
henerregenden „Star Wars“-Rede Ro- 
nald Reagans vom 23. März 1983 
«•hält, sich die fpph nnlngi Strate- 

gie heraus, mit der Amerika d flK 7.foi 
verwirklichen könnte, nach Ausgabe 
mehrerer hund ert Miiliayjpn Dollar 

um das Jahr 2000 herum Weltraum- _ 

waffen zur Abwehr der nuklearen gefechtsköpfe mit einem üchtge- befördern, halten das scheinbar Un- 

Femraketen M oskaus Operationen schwinden Stra h le nb litz über m e hre - mögliche für möglich. Sie sind davon 

zur Verfü gung frahpn re ta usen d Kilometer Entfernung zu überzeugt, daß ihre wirkliche Grenze 

Es handelt sich dabei um Projekte, vemichterL nur ihre eigene Phantasie ist 

über denen nicht nur der Schleier der Doch die Geschichte der Technik Sie sind auch davon überzeugt, daß 

Geheimhaltung hängt, sondern die hat gezeigt, es k«*in „Unmöglich“ am Ende der größten technologi- 
bisher auch als „Unmöglichkeit** ab- gibt Nie werde das Atom gespalten, sehen Schlacht , die, bei Einsatz aller 
gestempelt worden sind. Auch der hieß es. Hahn und Stxaßmann er- Mitte l , in den Laboratorien und auf 

mächtigste Mann der Erde kann brachten in Berlin den Nachweis der den Prüfständen der beiden mäch- 

Energiegesetze und optische Gesetze Kernspaltung. Nie werde ein Mensch ti guten Nationen der Erde tobt, Ame- 

so wenig ändern wie die Gesetze der lebend seinen Fuß auf den Mond set- rika als Sieger hervorgehen wird. 
Himmelsm ec h a nik . So scheint es zen, warnten Raumfiugmedmner. Und wäre ein K o rresp on dent der 


Technologisches Lexikon: Von Angström bis Yttrium 

plosion ist der „Pumpmechams- 
mus" för den „X-Ray-Laser". 

Pboton: Kleinstes Energieteilchen 
elektromagnetischer Strahlung. 

Picasakmde: Bne bilfionstei Se- 
kunde. 

JC-Rays-: Amerikanische Bezeich- 
nung för Röntgenstrahlen, licht mit 
einer Wellenlänge zwischen 100 
und 1/100 eines Angström. 

Yttrium: Metall mit 39 Elektronen. 


Aogström: Die für Wellenlängen 
übliche Maßeinheit. En Angström = 
ein zehnmilHonstel Millimeter. 

AtDwtapfe: Atome, die Elektro- 
nen verloren haben. 

(Tramnitrahlee: Die Initialstrah- 
lung einer nuklearen Explosion be- 
steht hauptsächßch aus extrem 
kurz-welligen Gammastrahlen, die 
physikalisch mit Röntgenstrahlen 
(X-Roys) identisch sind. 


Holografie: Dreidimensionale Foto- 
grafie. 

Kobfireotes Ucfct: licht, das im 
Gleichtakt schwingt. 

loser „Ught ampRficcrtion by sti- 
mulated emission of radiation". 
Uditverstörkung durch Strahlungs- 
anregung einer anderen Strahlen- 
quelle. 

NoMear-gepmapter Lasen Die 

Strahlungsenergie einer Atomex- 
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schwindigkeit heranraseoder Ge- 
fechtskopf einer Interkontinentalra- 
kete von einer Gegenrakete direkt ge- 
troffen werden! Tm Pazifik- fiegea -««»ft 

finrnmw fite T riimmpr ^w Of. 

fensjvwaffe. Und niemals w »de ko- 
härentes licht erzeugt werden, Licht, 
dessen Weden im Gtetehq^hrftt mar. 
schieren. Ted Maiman entlockte ei- 
nem blaßroten Tfohm vor 24 Jahren 
die stimulierte Strahlung. 

So wixd auch harte das Projekt der 
„Strategisdien VertekÜgungs- 
initiative“ Präsident tteagarat mü der 
Ablehnung und <ten Zweifeln w m'giw 
nicht unbedeutender Wissenschaftler 
beschwert Doch andere, besessen 
von dem Plan, mit revolutionären 
Mitteln der Defensive die TwiMgamn 
Gefechtsköpfe der Offensive auf den 
Schrotthaufen der Waffentechnik zu 


„Prawda* 1 am 2& Oktober in-derscha- 
bigen Barack» 219 außerhalb der .Sta- 
cheldrahtverhaue H?r G ebehnhbora - 
torien von livermore zugegen gewe- 
sen, als Wissensdraftier des nidrtnu- 
klearen Röntgenstrahl-Laser-Prpjek- 
tes aiff einer Pressekonferenz ihre Er- 
gebnisse bekanntgaben, dann hätte 
der Sowjetjouznahst gewußt, warum 
sich Amerika eme Chance ausrech- 
net, den „technologischen Krieg" zu 
gewinnen. Auf die Frage eines Kor- 
respondenten, warum denn aus- 
gerechnet m Livermore und nicht wo- 
anders auf der Erde diese kürzeste 
bisher erreichte Laserfrequenz erzielt 
worden sei, antwortete der Experi- 
mental-Physiker Dennis Matthews 
(36), der maßgeblich an da: Entwick- 
lung des „X-Ray-Lasers* beteiligt ist: 
„V ie lleicht deshalb, weil wir die bes- 
seren Instrumente haben. 4 * 

Der Forscher hatte mit seiner Be- 
merkung den Nagel auf den Kopf ge- 
troffen. Amerika spielt . smra» 
Trumpfkarte der Technologie aus. 
Die Ultra-Technologie wird zum poli- 
tischen Machtinstrument. 

Das Kroqjnwel der USA . 

Amerika ist den Russen auf fast 
alten Sektoren, die seHipfliteh Strah- 
feowaflen ausmachen, um Jahre vor- 
aus: Supercomputer, Software, Da- 
tenverarbeitung, optische Systeme, 
Sensoren, Mikroelektronik, Robotik, 
küns tliche TnteHigpny, Tele- 
kommunikation, Miniaturisierung, 
Lenkung, Avionik oder Trägheitsna- 
vigation. 

Eine beispiellose Grundlagenfor- 
schung mit einem Budget von 54 Mil- 
liarden D ollar im Finanzjahr 1985 Si- 
chert den Vorsprung. Selbst wenn es 
den Sowjets gelänge, als erste eine 
klobige Strahlenwaffen-Kanone in ei- 
ne Orbitalbahn zu schleppen und dort 
zu testen, hätten sie keine Chance, die 
USA zu schlagen - so wie sie keine 
Chance hatten, als erste einen Men- 
schen auf dem Mond zu landen und 
ihn wieder sicher zur Erde zurückzu- 
bringen, obgleich Moskaus Raketen- 
leute den Mond vor den Amerikanern 
getroffen batten! Sie hätten keine 
Chance, weü sie das System-Manage- 
ment und das JBattle-Management* 4 
nicht wie die -Amerikaner aus dem 


Ärmel schütteln. Die Russen und 
auch wir Deutsche haben nicht ein- 
mal eine äquivalente Übersetzung für 

diese beiden Begriffe. Die Ultra-Tech- 
nologie ist allein Amerikas Kronju- 
weL 

Sputnik flog vor Explorer. Die er- 
ste ballisti sche Femrakete mit inter- 
kontinentaler Reichweite hieß nicht 
Atlas aus San Diego - sie hatte einen 
roten Stern auf der blanken Alumini- 
nm h« irt Und die Überschall-Ver- 
Inphrgmacrhmg Tupofew- 144 flog vor 
der Concorde! 

Glänzende Theoretiker 

Die Sowjetunion hat glänzende 
Theoretiker wie die Physik-Nobel- 
preisträger Nikolai Bassow und Alex- 
ander Prochorow, die mit ihrer quan- 
tenphysikalischen Arbeit mit die 
Grundlagen für den Laser geschaffen 
haben. Doch sie konnten den ersten 
Laser der Welt nicht bauen. Der erste 
Laser steht bei Ted Maiman im mon- 
dänen Iralifnmisrhpn V arhlhafen von 
Marina del Rey. 

Die sowjetischen Theoretiker A. V. 

' Winogradow und L L Sobelman vom 
Lebedew-Instztut in Moskau zahlten 
zu den ersten Röntgenstrahl-Laser- 
Forschem. Doch „Novette", der 
mächtigste Laser der Welt, mit dem 
jetzt die kürzesten Laser-Wellenlän- 
gen erreicht wurden, steht im kalifor- 
nischen Livennore. Die Amerikaner 
haben tatsächlich die etwas besseren 

Tns fa imwn te! 

Präsident Reagan hat die amerika- 
nische Forschung aufjgemfen, fest ein 
technologisches Wunder zu vollbrin- 
gen und mit der Macht der Technik 
dem nuklearen Terror ein Ende zu 
bereiten. IMe Ultra-Technologie ist 
Amerikas größter Schatz. Sie könnte 
auf dem Brettspiel der Strategie den 
schei nb ar unmöglichen Zug ermögli- 
chen: Schach den roten Raketen! Es 
wird kein „Krieg der Sterne“ werden. 
Es wildem Sieg der Sterne . . . 


Am Dienstag in der WELT 

Die Schwalben von Capistrano - 
Chemische Laser, elektrische La- 
ser, „X-Ray-Laser" - Wieviele Ge- . 
schosse durch löchern den Schirm? 
- Acht technische Probleme von 
der Größenordnung der ersten 
Mondlandung 




Der Weg vom Hersteller zum Vfer- 
kaufer Ist entscheidend kürzer ge- 
worden. 

Mit Teletex ist ihr Angebot in Sekun- 
den an jedem Ort der Welt Einzige Be- 
dingung für dieses schnelle Geschäft 



Von Angebot bis Nachfrage in 10 Sekunden. 



eine moderne elektronische Schreib- 
maschine mit speziellem Kömmunika- 
tionsteiL 

Damit können Sie überdas Teletex- 
Netz der Post Ihre Korrespondenz elek- 
tronisch übertragen. 


\fon Schreibmaschine zu Schreib- 
maschine. Sie haben sogar Zugang zu 
Telex. National und soweit wie möglich 
sogar international. 

Teletex ist aber nicht nur schnell, 
sondern vor allem auch wirtschaftlich. 


Denn mit Teletex entfällt das gesamte 
Fertigmachen der Briefa Kein Falzen, 
kein Kuvertieren, kein Firankierea Dabei 
kommen Ihre Schriftstücke so sicher an 
wie Einschreiben. 

Mit Teletex können Sie Ihre Ge- 


wwiia QUO VCI* 

schicken. Und zwar pro Seite DIN A 4 
für weniger als für einen normalen 
Brief per Post 

Rufen Sie doch mal den Techni- 
schen \fertriebsberater Ihres Femmei- 


-r', ; •* kJööen öle SfCO u 

Teletex beraten und 'informieren 
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Briefe an DIE # WELT 

?» <5pdeaberger Allee 99, Postfach 200 866, 5300 Bonn 2, Tel. 0228/30 41, Telex 8 85 714 



und die Grenze 


:. sßreeehrte Damen und Hpm»n. 

ÖerrGerischer fühlt sich bemüßigt, 
ertt&idr;ziLbekräfligeii, daß diepolni- 
sehen Grenzen _ weder „heute noch 
mtHgeu noch, ubermor^n yön .uns. 
angetastet“ werden sollten und daß 
(ter Warschauer Vertrag den „Teo- 
feJskpais von Unrecht und Wiederun- 
recht durchbrochöi“ hätte. Nun weiß 
dtf.Bandesaufienmimflter mit oder 
ohne Wende selbst am besten, daß 
der Warschauer Vertrag. 
Übertragung von Gebieten und Sou- 
veränitätsrechten vor sieht und daß 
letztlich der Zustand von- 1945 mit 
den grundlegenden Bestimmungen 
von Potsdam in keiner Weise beein- 
trächtigt wird. Die deutsch-polni- 
schen Grenzen werden also erst in 
einem zukünftigen Friedensvertrag 
. mit Gesamtdeutschland festgelegt 
Es erscheint äußerst vermessen zu 
sein, der Entscheidung des gesamt- . 
deutschen Souveräns in dieser Weise 
vorgreifen zu wollen. 

Für weiche Art deutsch-polnische 
Grenzen-setzt sich Herr Genscher ei- 
gentlich so vehement ein? Diese 1945 
gezo g enen Grenzlinien «fad rh>Q Er- 
gebnis machtpolitisch bedingter, 
OTpanannTttifl’hw und chauvinisti- 
scher Ambitionen von Sowjets und 
Polen und vom Wunsch der Sieger- 
michte g rtepnnzrirhnA *, dnrnh den 
Verlust eines Viertels des alten 
. Reichsgebietes Deutschland nachhal- 
tig zu verkleinern und zu schwächen. 
Wegen derVertxeibung der ange- 
stammten Bevölkerung sind sie ein 
besonders abstoßendes Beispiel von 
Landraub in der europäischen Ge- 
schichte überhaupt Ausgerechnet 
yiirht» Grenzen «nTten die Grundlage 
bilden für Versöhnung und Frieden 
- zwischen dem deutschen und polni- 
sch enVolk? 

Als Minister sollte Herr Genscher 
doch' in besonderer Weise dem - 
Selbstbestimmungsrecht der Deut- 
schen ver pflichtet sein. Um so mehr 
verwundert es, wie leichtfertig er mit 
dem Selbstbesbmmungsrecht der 
Ostpreußen, Pommern und Schlesier 
umspringt, die doch unbestritten Teil ^ 
des dipi' rtschgn Volkes, sind, Es ist im 
übrigen, nur einkleiner Schritt von 
dran Verzicht auf das Selbstbestim- : 
mungsrechf der Ostdeutschen hin . 
mp Verzicht auf das Sdbstbestim- 
mungsreebt der- Mitteldeutschen - 
n gtiiriich alles „um des lieben Frie- 


dens willen“.; Mit dieser Formel laßt 
sich letztlich alles begründen, der 
Verzicht auf die Einheit der Nation 
wie am Ende auch der Verzicht auf 
Freiheit u nd Mw>oi»hOTrw«i't» ist »Ta« 
die Aufgabe des deutschen Außenmi- 
nisters? - 

Vielleicht sollten unsere sich so 
groß dfinkendm Außenpolitiker *»»*»«* 
Zeitlang im japanischen Außenmini- 
sterium lmspitierem Aus Gründen na- 
tionaler Selbstachtung ist man dort 
nicht bereit, der Sowjetunion die end- 
gültige Tpty*nt 7 na^Tm» d er vier Kuri- 
len-Inseln zuzugestehen, sondern hat 
statt dessen kürzlich einen „Gedenk- 
tag der nördlichen Territorien“ einge- 
führt, um die Nation ständig an die- 
sen Unrechtstalbestand zu erinnern. 
So lcann man auch P nlrffk maphpn 

Mit f rffmrillrhm Grüßen 
Dr.S. Pelz, 
Großbansdorf 

* 

Sehr geehrte Damen und Heuen, 

die Kaltschnäuzigkeit , mit der der 
Bundesminister des Äußeren und mit 
ihm manch anderer Vertreter der 
kleinen und großen Politik deutsches 
Land ostwärts von Oder und Neiße 
. an die dort herrschende Besatzung»- 
macht verhökern wollen, ist kaum 
mehr zu überbieten. 

Der gesunde Menschenverstand 
begreift es nicht Der, der auf seinen 
(deutschen) Nachbarn einschlagt, wo 
sich eine Gelegenheit dazu bietet, 
wird vom Mißhandelten gestreichelt 
- Im Leben des kleinen Mannes wäre 
ein solch irrationales Verhaltei ein 
Fall für den Psychiater. 

Apropos Genscher Die Vorwände, 
die ihn veranlassen, statt deutscher 
polnische Außenpolitik zu betreiben, 
sind unrichtig - Erstens? Polens „si- 
chere Grenzen“ liegen nicht an Oder 
und Neiße, sondern viel weiter west- 
lich. Originalton Radio Polonia am 
15. 7. 84, Interview mit dem Sejm-Ab- 
geordneten Srzyndzielorz: „ . . . einer 
der Abgeordneten, ich glaube es war 
Jan Ste&nowicz, er wurde auch von 
anderen unterstützt, behauptete, daß 
unsere Sichprheitsgrengp . . . das er- 
ste Mal in der Geschichte unseres 
T-andas ganz anders gesehen werden 
kann, und zwar, daB die sicher- 
heitspolitischen Grenzen Polens 
nicht mit d en geographischen iden- 
tisch -sind, denn die « gEntlichp si- 
cherheit sp niitignhc Grenze Polens 
sind die Elbe und die Werra ...“ - 


Man steht, die Phantasie Genschers 
und die Gedanken seiner polnis che n 
Freunde smd nicht deckungsgleich. 

Zweitens: Durch die Rede, der 
Warschauer Vertrag habe den »Teu- 
felskreis, von Unrecht und Wiederun- 

rechT durchbrochen, wird, da die Be- 
hauptung durch ständige Wiederho- 
lung auch nicht richtiger wird, in mfe- 
mer Weise suggeriert, bei Nichtaner- 
kennung einer deutsch-polnischen 
Grenze an Öfter und Neiße müßten 

die Polen, die sich in Ostdeutschland 

niedergelassen haben, Vert reib u n g 
befurchten- 

In erster Lin«» von den deutsc hen 
ti[pjyn«iw i fi i^iwn ist aber mit 
Nachdruck »md ständig darauf hinge- 
wiesen worden, daß das, was die pol- 
nische Seite den Ostdeutschen antat, 
sich niemals, dami womöglich in um- 
gekehrter Richtung, wiederholen 
dürfe. Wegen der Frage eines etwa 
entstandenen Heimatrechts oder des 
Wohnsitzes von Polen in Ostdeutsch- 
land aber muß keineswegs die fort be- 
stehende, wenn derzeit auch ruhende, 
Souveränität Deutschlands in die se n 
Gebieten in Frage gestellt werden. 

MH . freundlichem Gruß 
H. Franzky, 
Kottendorf 

Hilfe für Polen 

En+ gg g An anderslautenden Mel- 
dungen, die vor geraumer Zeit auch 
in Ihrer Zeitung zu lesen waren, ha- 
ben si c h die Zollbestnmnungen der 
VR Polen nicht geändert Auch müs- 
sen Pakete «ntgr pmwn Wert von 
150 000 Zloty (ca. 750 DM) jährlich 
pro Person nicht versteuert werden. 

S ol che Meldung en über einschnei- 
dende Beschränkungen bezüglich 
des Empfangs westlicher Geschenk- 
sendungen smri womöglich dazu an- 
getan, hiesige Bürger vom weiteren 
Versand von G eschenkpaketen nach 
P olen ahznhalten. 

Wenn sich auch die Versorgungsla- 
ge in Polen während der letzten ein 
bis zwei Jahre leicht gebessert bat, 
gib t ey noch immer erhebliche Defizi- 
te, z. B. in der Versorgung mit gewis- 
sen Textilien. Am nötigsten werden 
derzeit in Polen Unterwäsche aller 
Art (insbesondere Baumwollsachen) 
benötig t, Kinderkleidung , Wffiter- 
schuhe, Tee und Kaffee. 

Im Sinne einer ta tsächlichen 
deutsch-p olnischen Aussöhnung wä- 
re es von großer Wichtigkeit, die Pa- 
ketsendungen — resp. Hüfstransporte 
- nach Polen fortzusetzen, unter be- 


sonderer Berücksichtigung der oben 
genannten Artikel Diejenigen, die 
mit Umsicht und Takt bisher solche 
Pakete zusammengesteTTt und ver- 
schickt haben, worden wissen, auf 
wieviel Dankbarkeit und Wärme sie 
dabei bei ihren polnischen Adressa- 
ten stoßen. 

Hingegen sind Pak etsendungen zu- 
mindest an die besonders bedürftigen 
Angehörigen politischer Häftlinge in 
der Sowjetunion nicht mehr mö glich, 
nachdem der Versand von im Westen 
vorveizollten Paketen seitens der 
UdSSR in diesem Jahr pm gagtont 
wurde. 

Über Trofym n giinhirpft pn Polen 
und die UdSSR betreffend, kann die 
Gesellschaft Kontinent e. V. (Lang er 
Grabenweg 1 5300 Bonn 2, Tel 0228/ 
37 38 42 bzw. 37 57 01) Auskunft ge- 
ben. 

Cornelia L Gersten maier, 
Gesellschaft Kontinent e. V. 

Hilfsanerbieten 

u CTUir wfad htauscedrSngt oder 

UHUfendct*; WELT vom ÜKomter 

Zum Zeitp unkt des Erscheinens 
di e?** Artikels lag der Bundesregie- 
rung - anders als in dem Beitrag be- 
hauptet - unsere schon zum zweiten 
Mal unterbreitete Bitte, die Zuflucht- 
suchenden aus der DDR in de» deut- 
schen Botschaften in Prag, Warschau, 
Budapest und Bukarest beraten zu 
dürfen, sehr wohl vor. 

Erstmalig war diese Bitte bereits 
Anfang Oktober an das Auswärtige 


Wort des Tages 

£) Es gibt kaum ein 
beglückenderes Gefühl, 
als zu spüren, daß man 
für andere Menschen et- 
was sein kann. Dabei 
kommt es gar nicht auf 
die Zahl, sondern auf 
die Intensität an. 

Schließlich sind eben 
die menschlichen Be- 
ziehungen doch einfach . 
das Wichtigste im Le- 
ben; daran kann auch 
der moderne Lei- 

stungsmensch 1 nichts 
ändern, aber auch nicht 
die Halbgötter oder die 
Irrsinnigen, die von 
menschlichen Bezie- 
hungen nichts wissen. 99 

Dietrich Bonhoeffer; deutscher 

Theologe (1906-1945) 


Amt gelangt Es bedurfte dort aller- 
dings dreimaliger Nachfrage, bis wir 
von der Wegerung der Bundesregie- 
mng erfuhren. Hon Z uflucfatsocheii- 

Hilft snlnho Rwatung tii p rmng li- 

eben oder se auch nur über unser 
Angebot zu informieren. Jetzt liegt 

Bitte Ham RimdpgmmigtorhiTn 
für innpnimteli» T Wipl^ingwi vtw 

Tatsache ist, daß die Bundesregie- 
rung sich Ins beute weigert, den Zu- 
fluchtsuchenden gingn Text mit ei- 
nem HilfonwMgten unsererseits zur 
Kenntnis ZU g frh t m oder onwi unab - 
hängigen Rechtsanwalt mit diesen 
Menschen sprechen zu lassen. 

Solche Bevormundung hahpn die- 
se Menschen nicht verdient Die Zu- 
fluchtsuchenden smd selbständig 
und entschlossen genug, um selbst 
entscheiden zu können, zu wem sie 
Kontakt haben wollen. Daß wir dabei 
das aus DDR-Deutung sich ergeben- 
de strafrechtliche Risiko im Falle ei- 
ner Rückkehr in die DDR kennen, 
weiß die B uwriwcrpgjAT^ng ebenso, 
wie sie von unserer Absicht weiß, den 
Hinweis auf derartig» Risiken zu ei- 
nem Bestandteil unserer Beratung 
der 7 . irfhir»htgiir»yipnriAr| 7 p machen. 

Zudem vermissen wir sowohl in 
den S trilirngnahmun der Bundesre- 
gierung als auch in dem Bericht der 
WELT «um Hinw eis auf die Sülle, in 
denen Ml^na»hpn ging Straffreiheits- 
zusage von der DDR gegeben wurde, 
sie Hann aber trotzdem in der DDR 
verhaftet wurden. Hunderte von Be- 
suchern der Ständigen Vertretung 
Bonns in Ost-Berlin wurden Opfer 
eines solchen Wartbruchs; noch im 
Frühjahr dieses Jahres verließen sich 
auch Deutsche aus der DDR in der 
deutschen Botschaft in Budapest auf 
eine solche Straffreiheitszusage. Sie 
wurden noch am Tag ihrer „vorläufi- 
gen Rückkehr“ in die DDR verhaftet 

unH tii mulnjähriptn T VafhuHmi t Taton 

verurteilt. 

Daß im übrigen die Bedingungen 
für eine Lösung dieser Problematik 
„ausgereizt“ seien, mag für den Auf- 
gabenbereich des Staatssekretärs 
Rehlinger w it r effen - für die ganze 
Bundesregierung stimmt das aber si- 
cher nicht So wiw Rpispjpi eine 
Anwendung des «ich aus dwn KSZE . 
Prozeß ergebenden Instrumenta- 
riums immer noch a us. Durch die 
Binhemfling einer KSZE-Sondersit- 
aing ai dieser FragaüefiCD »Heb noch 
gnn* andere Lösungsmöglichkeiten 
„ausreizen“. Hier aber ist w iederum 
das Auswärtige Amt gefragt 

Jörn Ziegler, Varstandssprecber 
Internationale Gesellschaft für Men- 
schenrechte, 
Deutsche Sektion e. V, 
Frankfurts. M. 


Personalien 


GEBURTSTAG 


Sein Markenzeichen ist Beschei- 
denheit und Akkuratesse, zwei Ei- 
genschaften, die gerade bei Journa- 
listen geschätzt werden. Heute voll- 
endet He tfaert Sehntte, Korrespon- 
dent der WELT in Hamburg, sgin 
ft). Lebensjahr. Politiker, Spitzen- 
vertreter der Wirtschaft, der Institu- 
tionen des öffentlichen Lebens und 
viele Kollegen haben sich angesagt, 
um ihm zu gratulieren und wiUm 
Gute für die weitere Tä tigkeit zu 
wünschen. Herbert Schütte hat 
Hamburgs Weg in den fest vier 
Jahrzehnten seit Kriegsende beglei- 
tet, stand an der Seite von sechs 
Bürgermeistern als Berichterstatter 
großer, guter wie schrecklicher Ta- 
ge im Leben der Hansestadt, beglei- 
tete ihren Aufstieg aus Schutt und 
Trümmern. Obwohl Herbert Schüt- 
te in der preußischen Nachbarstadt 
Altona geboren wurde, gDt sein En- 
gagement dem Wohl und Wehe der 
Metropole, die gerade in jüngerer 
Zeit manches von ihrpm Glanz nnd 
von ihrer Güte verloren hat Die 
beruflichen Stationen Herbert 


Schüttes konzentrierten sich auf 
Hamburg und Norddeutschlan± 
Volontariat bei der „Niederdeut- 
schen Zeitung“ in Hamburg, erste 
Redakteursjahre bei der „Hambur- 
ger Freien Presse“, zwei Jahre bei 
der Oldenburger „Nordwest-Zei- 
tung“ und 1959 Eintritt in das Ver- 
lagshaus Axel Springer in Ham- 
burg, bis 1961 bei der „Büd“-Zei- 
. tung. Seiher arbeitet Herbert Schüt- 
te für die WELT, wo er vor seiner 
Koirespo ndententätägkeit unter an- 
derem stellvertretender Lokalchef 
war. 

EHRUNG 

Kommandeur Franc; Cacbelin, 
der von 1979 bis zum April 1984 die 
Heilsarmee in der Bundesrepublik 
leitete und jetzt in Großbritannien 
arbeitet, ist von Bundespräsident 
Richard von Weizsäcker mit dem 
Verdienstkreuz am Bande des Ver- 
dienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland ausgezeichnet wor- 
den. Die Qrden&insjgnien wird Ca- 
chelin vom deutschen Botschafter 
in London erhalten. 



VERANSTALTUNG 


Dr. Werner Marx (links), der Vor- 
sitzende des Auswärtigen Aus- 
schusses im Deutschen Bundestag, 
gehörte zu dpn zahlreichen Gästen, 
die dem jugoslawischen Botschaf- 
terehepaar Mirjam und Dragutin 
Bemann (rechts), ihre Glückwün- 
sche «im Na tionalfeiert ag ausspra- 
fhpn Im Namen der Bundesregie- 
rung gratulierte der Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, Jmgen Warneke. Ehepaar 
Rozmann hieß auch den Protokoll- 
chef der B undesregierung , Werner 
Graf von der Schnlenburg, herzlich 
willkommen und Liselotte Funcke, 


die Ausländerbeauftragte der Re- 
gierung. Unter den Gästen waren 
der Apostolische Nuntius Erzbi- 
schof Joseph Uhac, der sowjetische 
Botschafter Wladimir Semjonow 
und sein Gesandter Wladislaw Te- 
rechow, der britische Botschafter 
Julian Buliard, Japans Botschafter 
Hiromiclii Miyazaki, der niederlän- 
dische Botschafter Kaspar W. Rei- 
nink, der Botschafter von Uruguay, 
Werner Bergengrnen, der österrei- 
chische Botschafter Willibald Pahr 
und der Leiter der Ständigen Ver- 
tretung der „DDR“ in Bonn, Ewald 
MoldL FOTO; EVI KEIL 


sj'.-.zi. 
■ -j:£i3 

rf r 

... ; * 
■fl-Jraaä 


Auch in der Spitzenklasse 

gibt es überzeugende Alternativen. 

Audi 200 quattro. 


Mit dem neuen Audi~200 quattro 
setzt Audi einen werteren Meilen- 
stein in der Entwicklung technisch 
faszinierender und enorm 
leistungsstarker Automobile mit 
überlegenen Fahreigenschaften. 
Mit der modernen 134 kW (182 PS) 


starken Funfeylinder-Turboversion 
mit sportivem 5-Gang-Schaft- 
getriebe baut Audi seine souverä- 
ne Position in der Spitzenklasse 
werter aus. Denn die Vorteile des 
permanenten Allradantriebs 
mit 2 zuschaltbaren Drfferential- 




sperren bietet Ihnen in dieser Klas- 
se nur der Audi 200 quattro. 

Die überiegeneTechnik für bessere 
Traktion und mehr Sicherheits- 
reserven beim Fahrea IhrTestwa- 
gen steht bereit 
Bei Ihrem V. A.G Partner. 



Usrcprung durch Technik 
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„Tn den Gefängnissen 
herrscht der Terror“ 

Mitteldeutsche berichten über die Lage in JM)R“-Zfflchthäusera 


Leinens Abrechnungen 
kamen nur schleppend 

Wie die frühere Koalition BBU-Projekte förderte 


Bonn verspricht Konzept 
gegen Rüstungs-Spionage 

Regierung vom mögliches Ausmaß des Rotsch- Verrats betroffen 
RÜDIGER MOMAC, Bonn 


WERNER KAHL, Lippstadt 

„Nachts stürmten Männer in Zivil 
in die Backstube, verrenkten mir die 
Arme auf dem Runken und drohten, 
bei Widerstand weide geschossen. 
Meine Mutter, vom lärm aufge- 
schreckt, kam in die Backstube, wur- 
de zurückgedrängt, und als sie nicht 
zurückwich, an den Haaren gepackt 
und gegen die Tür gedrängt Ich riß 

mich los, um ihr zu helfen. Daraufhin 

schlugen mich fünf Mann zusam- 
men.“ . 

So schilderte am Wochenende bei 
einer Anhörung ehemaliger politi- 
scher Häftlinge vor der Menschen- 
rechtsorganisation „ Hi lferufe von 

drüben“ in Lippstadt (Westfeien) ein 
Thüringer Bäckergeselle seine Ver- 
haftung durch den „DDR“-Staatssi- 
che rfaeit ad iengt. Bei den Verhören 
seien Stromstöße durch die Hand- 
schellen gejagt worden, sagte er aus. 

Nach fast sechsmonatigen Verhö- 
ren sei er wegen , Jand esverräteri- 
scher Tätigkeit“ zu drei Jahren und 
sechs Monaten Haft verurteilt wor- 
den. Die Anklage stutzte sich auf den 
Kontakt des Bäckers zu der Organisa- 
tion Hilfe rufe von drüben“, die er in 
einem Brief um Zusendung einer 
Schrift über Bürgerrechte gebeten 
hatte. 

Im Zeugenstand berichteten ehe- 
malige Offiziere der „Nationalen 
Volksarmee“ (NVA), Arbeiter und der 
frühere Ärztliche Direktor des 
„DDR“-Kreises Ebersbach, Friedrich 
Wilhelm Koch, über erschütternde 
Zustände in den „ DDR “ -Z uchthä u- 
sera. Unter den Zuhörern war - erst- 
mals seit Bestehen von Hilferufe von 
drüben“ - ein Vertreter der Bundes- 
regierung, der Parlamentarische 
Staatssekretär im Ministerium für In- 
nerdeutsche Beziehungen, Ottfried 
Hennig (CDU). Das Zentralorgan der 
Ostberliner Einheitspartei „Neues 
Deutschland“ hatte am 16. November 
dieses Jahres Hennigs Besorgnis 
über Mißhandlungen in „DDR“- 
Str afanfltalten noch als „reine Erfin- 
dung“ zurückgewiesen. Dem Bun- 
desministerium für innerdeutsche 
Beziehungen warf das Organ unter 
anderem vor, „ Schauermärchen über 
die DDR“ zu verbreiten. 

Zeugnis des Leidens 

Die Häftlinge, die 1983/84 aus mit- 
teldeutschen Zuchthäusern freige- 
kauft werden konnten - in diesem 
Jahr bereits rund 2000 - und sich in 
Lippstadt vorstellten, legten aller- 
dings beredtes Zeugnis des Leidens 
und der Qualen ab. 

Der Aizt Friedrich Wilhelm Koch, 
der zu solidarischen Bekundungen 
mit polnischen Arbeitern aufgerufen 
hatte, wurde deshalb in Cottbus und 
Bautzen inhaftiert. „Dort herrscht ein 
System der Willkür mit physischem 
und psychischem Terror“, sagte der 
52jährige Mediziner. Unter den Miß- 


handlungen hob er besonders Schla- 
ge in Dunkelzellen, ferner Kälte-Ar- 
rest, bei dem den Häftling die Fturcbt 
beschleicht, während des Schlafes zu 
erfrieren, und die Verweigerung von 
Flüssigkeit hervor. „Zu dem äußeren 
Srhmiifa der Zuchthäuser kommt die 
innere Verwahrlosung“, sagte Koch 
weiter. 

„Das System fördert Korruption 
und Bespitzelung mit dem Ziel, den 
Häftling seelisch so zu besc h ä d ig en , 
daß am Ende der Vertust der Persön- 
lichkeit steht“ Es werde auch ver- 
sucht, Häftlinge in Abhängigkeit von 
Psychopharmaka zu bringen. Die 
meisten Mediziner, die in Zuchthäu- 
sern arbeiteten, verstünden sich in 
erster Linie als Funktionäre des Staa- 
tes und erst danach als Ärzte. 

Januskopf der Medizin 

„Die Praxis der sozialistischen Me- 
dizin ist ein Spiegelbild des Sozialis- 
mus, j anuskö pfig, voller Haß und 
Verachtung für den Menschen", be- 
tonte Koch, der drüben auf eine 
25jährige Tätigkeit als Chefarzt zu- 
rückblicken konnte, bevor er verhaf- 
tet wurde. 

Ein ehemaliger Offizier, der wegen 
Fluchtversuchs acht Jahre Zucht- 
haus verbüßen mußte, nannte zahl- 
reiche Namen von „Schlagern“ im 
Zuchthaus Brandenburg. „Da schlug 
nicht w'ner auf uns ein, sondern sie 
kamen zu dritt und zielten auf die 
schmerzhaftesten und empfindlich- 
sten Körperstellen, mm Beispiel auf 
die Nierenpartien", sagte Michael K. 1 
Aufseher habe er darauf hingewiesen, 
daß Brandenburg in der Nazi-Dikta- 
tur bereits ein Zuchthaus für poli- 
tische Gefangene war, in dem auch 
Erich Honecker inhaftiert war. „Den- 
ken Sie ja nicht, daß die politischen 
Gefangenen heute aus schlechterem 
Hni7 geschnitzt sind, als die von 
1933“, habe er ihnen vorgehalten. 

Die ehemaligen politischen Haft-' 
linge, die in Lippstadt zusammenka- 
men, forderten die Bundesregierung 
und die im Bundestag vertretenen 
Parteien aut die Beschreibung der 
Zustände in den „DDR“-Strafanstal- 
ten und die Lage der derzeit circa 
400 000 AusreiseantragsteDer im „Be- 
richt zur Lage der Nation im geteilten 
Deutschland“ des Bundeskanzlers 
vor dem Bundestag aufzunehmen. 

Ferner soll ein Weißbuch über die 
Haftsituation bei der UN-Menschen- 
rechtskommission vorgelegt werden. 
Die Bundesregier ung sollte mit der 
Regierung in Ost-Berlin darüber ver- 
handeln, daß Mißhandlungen und 
Folterungen in den Zuchthäusern un- 
terbunden werden. 

Insgesamt sei es wohl zweckmäßig, 
so die Meinung der ehemaligen politi- 
schen Gefangenen, einen Beauftrag- 
ten für Menschenrechtsverletzungen 
im anderen Teil Deutschlands in das 
Bundeskanzleramt zu berufen. 


DETLEV AHLERS, Bonn 

Aus Unterlagen des Forschungsmi- 
msteriums geht hervor, daß der Vor- 
sitzende des „Bundesverbandes Bür- 
gerinitiativen Umweltschutz (BBU)“, 
Josef Leinen, die Abrechnung für 
staatliche Zuschüsse in Hohe von 
105 000 Mark schleppend vorgelegt 
und so ungenau abgefaßt hat, daß sie 
an den Rechnungshof zur Überprü- 
fung weitergeleitet wurden. Es geht 
um Projekte, die von 1979 bis 1982 im 
Rahmen des „Bürgerdialogs Kern- 
energie" mit insgesamt 24,2 Millionen 
Mark gefördert wurden. 

Nach mehreren Mahnungen zahlte 
Leinen im vergangenen Monat mehr 
als 3500 Mark nicht abgerechneter 
Zuschüsse für eine „Wanderausstel- 
lung Energiepolitik“ an das Bundes- 
ministerium zurück. Für diese Wan- 
derausstellung erhielt der BBU 1980 
insgesamt 80 000 Mark Zuschuß. Lei- 
nen schrieb im Antrag: „Die Orientie- 
rung unserer Bevölkerung zu einem 
energiebewußteil und besonnenen 
Verhalten ist eine politische wie auch 
eine pädagogische Aufgabe . . . Diese 
Ausstellung wäre eine Kombination 
von ca. 30 An^ hainingstnfpln und 
verschiedenen Ausstellungsgegen- 
ständen." Die Experten im Ministeri- 
um lehnten die Förderung wegen 
fachlicher Unzulänglichkeit ab, aber 
auch, „weü die Energiediskussion oh- 
nehin unter dem Verdacht verdeckter 
Wahlkampffinanzierung (steht) . . . 
Ist nicht anzunehmen, daß der BBU 
die Grünen unterstützen würde?“ 


Bangemann: 

• Fortsetzung von Seite t 

nicht nur um die Frage, gelingt es 
uns, die Konjunktur zu stabilisieren, 
beseitigen wir die Arbeitslosigkeit, 
und halten wir den Grundsatz des 
Freihandels in den Außenwirtschafts- 
beziehungen durch. Sondern der An- 
griff der Illiberalen richtet sich heute 
ja ganz gerieft und gewollt auf die 
Wirtschaftsordnung. Sie wollen auch 
gerade durch die Überziehung bei 
ökologischen Forderungen das 
Marktwirtschaftssystem aus den An- 
geln heben, weil sie wissen, daß da- 
mit nicht nur ein Stück Freiheit im 
Bereich der Wirtschaft, sondern die 
Freiheit überhaupt verlorengeht. 
Marktwirtschaft ist ohne eine demo- 
kratische freiheitliche Ordnung nicht 
möglich.“ 

Auf die Frage, wo die Ursachen für 
die jetzige Krise der FDP zu sehen 
seien, antwortete Rangpmann, zum 
einen habe sie „das erleiden müssen, 
was jede Partei erleiden muß, die 
lange Regierungspartei ist Es gibt ei- 
ne Diskrepanz zwischen dem, was 
man sich in Reinheit der Parteipro- 
gramme vorsteift, und dem, was in 


Erst ein Gespräch Iednens mit dem 
damalig en Minister Volker Hauff 
ermöglichte die Förderung; die Zah- 
lung wurde am 13. November über- 
wiesen. Die ersten 1 mMiT e iichgiden 
Verwendungsnachweise gingen im 
September und Dezember 1981 ein. 

Die „Arbeitsgemeinschaft ökologi- 
scher Forschungsinstitute (AGÖF)“, 
vertreten durch Iminen, stellte 1981 
einen Antrag auf Forderung eines 
Kongresses in Bochum über „die Rol- 
le der Kohle“. Minister Andreas von 
Bülow bewilligte 25 000 Mark (bean- 
tragt waren 25 050 Mark). Leinen 
quittierte für den Kongreß im Okto- 
ber 1981 einen Eigenbeleg von 2500 
Mar k für „inhaltliche und organisato- 
rische Vorbereitungen“ und sich 
selbst 780 Mark für ein Referat wäh- 
rend die anderen Referenten 300 
Mark erhielten. An Reisekosten 
machte Leinen 430 Mark geltend. Ei- 
ne Schlußrechnung über 21 220 Mark 
(ohne Belege) legte er im Juli 1982 
vor. Im März 1983 schrieb er an das 
Minis terium: „Da sich mehrere Orga- 
nisationen an diesem Kongreß betei- 
ligt haben, fehlen noch einige Bele- 
ge.“ Das bisher letzte Mal wurden sie 
im Oktober 1984 angemahnt 
Kurz nach dem Pp g i^ n in g swe chs pl 
im Oktober 1982 beschloß der Haus- 
haltsausschuß einstimmig, daß die 
Öffentlichkeitsarbeit des For- 
schun gsministeriums keine Mitte l i 
rrrehr für solche Projekte parteipoli- 
tisch gebundener Kernkraftgegner 
vergibt 


einer Regierung durchzusetzen ist 
Diese Diskrepanz ist natürlich dann 
besonders groß, wenn nicht nur die 
Differenz zwischen Programm und 
Realität zu verarbeiten ist, sondern 
wenn man in einer Koalitionsregie- 
rung auch noch den einen oder ande- 
ren Abstrich machen muß, weil man 
seine Politik b eim Koalitionspartner 
nicht durchsetzen kann .“ Es komme 
hinzu, „daß die FDP vor zwei Jahren 
eine politische Aufgabe zu bewälti- 
gen hatte, die von großer Bedeutung 
nicht nur für sie, sondern für das 
ganze Land ist, nämlich eine neue 
Politik möglich zu machen“. Dieser 
Regierungswechsel hat „einerseits ei- 
ne Wende in der Haushalts- und Fi- 
nanzpolitik bedeutet aber auch ein 
Manöver, bei dem die Partei selber in 
ziemliche Unruhe und Aufregung 
versetzt worden ist Die Schwere die- 
ser Aufgabe wirkt sicher noch nach. 
Die Partei ist noch nicht vollends zur 
Ruhe gekommen“, sagte Bangemann. 

Auf die Frage, mit welchem Kurs 
die FDP politisch überleben könne, 
antwortete Bangemann, die FDP 
müsse erkennen, daß sie die einzige 
Partei sei, „die liberale Politik vertre- 


Die laxe Handhabung staatlicher 
Sicherheitsüberprüfung in Wirt- 
schaftsunternehmen hat offenkundig 
dazu beigetragen, daß der Spionage- 
fall Rotsch viel schwerer wiegt als 
bislang Öffentlich bekannt Nicht der 
Zugang des früheren stellvertreten- 
den Hauptabteilungsleiters beim 
Münchener Unternehmen MBB, 
Manfred Rotsch, zum Flugzeugpro- 
jekt „Tornado“ macht den Fall nach 
Aussagen von Bonner Parlamenta- 
riern so gewichtig, sondern dessen 
Beschäftigung mit Zukunftsentwick- 
lungen in der Waffen technik. Der 
CDU-Verteidigungsexperte Wimmer 
bestätigte der WELT, daß Rotsch Zu- 
gang zu allen wesentlichen Rüstungs- 
technologien hatte, für die in dem 
Münchener Unternehmen geforscht 
und entwickelt werde. 

Im einzelnen, berichteten darüber 
der Staatssekretär im Bundeswirt- 
scbaftaminlsterium. Schlecht, und 
Generalbundesanwalt Rebmann letz- 
te Woche vor dem Verteidigungsaus- 
schuß des Bundestages. Danach war 
Rotsch für ein MBB-Projekt mit der 
Bezeichnung „Vebal-Syndrom“ ver- 
antwortlich. Dahinter verbirgt sich 
ein System, mit dem Kampfflugzeuge 
beim Überfliegen von Räumen, in de- 
nen Panzeransammlungen vermutet 
werden, die Gefechtsfahrzeuge mit 
Hilfe verschiedener Sensoren auto- 
matisch aufspüren und zerstören. Die 
Waffe ist dem Vernehmen nach be- 


hebhchkeit“, sondern die Rolle, die 
der FDP zufalle. Diese Notwendig- 
keit werde von den Wählern häufig 
stärker gesehen. Er hoffe, daß dann 
ein „Stück Selbstbewußtsein auf die 
Partei selber zurückstrahlen wird“. 
Zum „Kembestand liberaler Politik“ 
gehöre die „Verteidigung von Indivi- 
dualität“, die „Garantie dafür, daß 
man sich in einem gesellschaftlichen 
und politischen System befindet das 
offen bleibt das entwic klungs fähig 
ist“, Bang emann.- „Dieses System 
darf aber nicht von den Füßen auf 
den Kopf gestellt werden. Das heißt: 
Reform statt Umsturz und letztlich 
die Möglichkeit daß wir in einem po- 
litischen System leben können, in 
dem Rationalität wenigstens ein Ele- 
ment der Entscheidung bleibt Wir 
müssen das verhindern, was Eschen- 
burg mit Recht Stimmungsdemokra- 
tie genannt hat. Eine liberale Partei 
muß i mmer ein Element von Rationa- 
lität von Ruhe und von Besonnen- 
heit sein.“ 

Neben der Garantie der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung werde es auch 
die Aufgabe der FDP sein, die „Aus- 


reits erfolgreich getestet worden. Die 
Fachleute rechnen damit daß Rotsch 
Informationen über dieses System 
wie auch über andere, zu denen er bei 
MBB Zugang hatte, an die Sowjetuni- 
on verraten hat 

Dazu zählen aBe MBB-Projekte 
über die sogenannten Abstandswaf- 
fen, die von Flugzeugen weit vor den 
zu bekämpfenden Zielen unter Ver- 
meidung der Flugabwehr ausgelöst 
werden, die sogenannte CCV-Tech- 
nik, mit der Flugzeuge mit Computer- 
hilfe in ihrer Fluglage stabilisiert wer- 
den, sowie die n Stealth“-Technologie. 
Sie soll helfen, Flugzeuge für die geg- 
nerische Radarüberwachung unsicht- 
bar zu machen. Außerdem soll sich 
Rotsch, wie im Verteidigungsaus- 
schuß bekannt wurde, auch Informa- 
tionen über die Entwicklungsarbei- 
ten am europäischen Jagdflugzeug 
für die neunziger Jahre beschafft ha- 
ben. 

Offensichtlich sind die Bonner Re- 
gierungsstellen vom Ausmaß des 
möglichen Verratsumfangs selbst 
derart betroffen, daß sie den Abge- 
ordneten des Verteidigungsausschus- 
ses mit großem Nachdruck verspra- 
chen, schon in wenigen Wochen ein 
Konzept vorzulegen, das derartige 
Schwachstellen in deutschen Wirt- 
schaftsunternehmen, die für die Rü- 
stung der Bundeswehr arbeiten, 
nachhaltig beseitigen soIL Besonders 
bemüht sich dämm das Bonner Wirt- I 
Schaftsministerium. 


einandersetzung um moderne Tech- 
nologie“ a ufeu nehmen. Rangemann- 
„Wer moderne Technologie nicht nut- 
zen wüL tritt den Weg zurück in die 
Vergangenheit an.“ V ielmehr müßten 
die Herausforderungen, die sich mit 
der Nutzung moderner Technologie 
steiften, bewältigt werden. Zum Bei- 
spiel die ethische Grenzziehung in 
der Gentechnologie Die FDP werde 
auch den ökologischen Ansatz der 
Mar ktwuts chaft mehr als bisher auf- 
greifen, also die Auseinandersetzung 
mit den Grünen suchen, die das jet- 
zige freiheitliche System ersetzen 
wollten durch ein „moralisches 
Zwangssystem“. Erschreckend sei 
für ihn, so sagte Bangemann, daß „die 
Grünen allen denjenigen, die eine an- 
dere Ansicht haben, ein afhWht/^ 
Gewissen machen wollen. Den An- 
griff auf den Leistungsgedanken ver- j 
binden sie mit der Behauptung, alte , 1 
die in unserer Gesellschaft etwas lei- 
sten, seien in Wahrheit Ausbeuter 
und Unmenschen“. Ban gemann? 
„Diesem konzentrierten Angriff von 
kollektivistischen Moralvorstellun- 
gen zu widerstehen, dazu braucht 
man die Koalition insgesamt.“ 


Koalition ist über 1987 hinaus angelegt 

ten kann“. Das sei keine „Selbstüber- 


In El Salvador 
zu Weihnachten 
keine Waffenruhe 


SAD, San Salvador 

Die zweite Gesprächsrunde in El 
1 - ki» itap PafflAnm? UU- 



arte und den mamsusenen neu««» 
endete enttäuschend. Es konnte nicht 
einmal ein Waffenstillstand für 
Weihnachtstage arrangiert werden. 
Statt dessen soll der Straßenverkehr 
zwei Woeben nicht behindert werden. 
Ein drittes Treffen ist vorgesehen. 



lehnte Duarte ab. 

Die Rebellen verlangen die Beendi- 
gung der Menschenrechtsv'erletzun- 
gen, den Abzug der US-Mffltärberater 
und Einstellung aller Waffenimporte. 
Außerdem fordern sie Teilung der 
Macht, Reorganisierung der Streit- 
ferafte unter Berücksichtigung der 
Rebellentruppen, Ahndung von 
Menschenrechtsvergehen, eine neue 
Verfassung und Wahlen. 


Ostblock-Minister 
tagen in Ost-Berlin 


AP, Berlin 

Die Außenminister der sieben MH- 
gliedstaaten des Warschauer Paktes 
kommen heute nachmittag zu einer 
Sitzung in Ost-Berlin zusa mm e n . 
Dem Vernehmen nach wird das Tref- 
fen, das als „turnusmäßige Tagung 
des Komitees der Außenminister" für 
Anfang Dezember offiziell angekün- 
digt worden war, voraussichtlich bis 
morgen dauern. Im Mittelpunkt der 
Beratungen stehen vermutlich die 
Ost-West-Beriehungen im Hinblick 
auf das für J anuar geplante Gespräch 
zwischen US-Außenminister George 
Shultz und seinem sowjetischen 
Amtsko llegen Andrej Gromyko so- 
wie eine gemeinsame Strategie für 
die neuen RüstungskontroUverhand- 
hingen zwischen den USA und der 
Sowjetunion. 


Schwacher Protest 
gegen die NATO 

gö. Madrid 

Die seit Monaten mit gewaltigem 
Propaganda-Aufwand angekündigte 
Anti-NATO-Manifestation in Madrid 
hatte gestern nur eine schwache Be- 
teiligung aufeu weisen. Nachdem vor 
zwei Wochen rund 600 000 Spanier 
gegen die Schulpolitik der sozialisti- 
schen Regierungen protestierten und 
eine Woche später 10000 Demon- 
stranten des Generals Franco gedach- 
ten, folgten am Sonntag nur etwa 
60000 Menschen den Aufrufen der 
Kommunisten und anderer Gruppen 
gegen die weitere NATO-Mitglied- 
Schaft Spaniens. (SAD) 
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Berlin 
Tagesbüro 

(Sekretärin, Telex, Telefon) in 
bester Citylage, Geschäftswa- 
gen 280 SE mit Chauffeur zu 
vermieten. 

TeL 0 30/2 11 70 18 
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Französin 

mit sehr guten Deutschkenntnis- 
sen und kaufmännischer Ausbil- 
dung übernimmt Vertretung 
und/oder Vertrieb seriöser deut- 
scher Produkte im Raum Toulou- 
se. Angebote an: 

Monique Tourres 
27, Rue Condeau 
F-3120Q Toulouse, France. 


Lizenznehmer für ein 
u Aotowertaeug gesucht. 

Gebrauchsmuster erteilt, Paten 
angemeldet, einmalige Abfin 
düng VB 50 000 DM. 

Ang. u. B 11632 an WELT-Verlai 
Postfach 10 08 64. 4300 Essen. 


Sichere Existenz 

Bi“‘S 1 o^ C s^ b v - Patentiert. Erna 
gic Spar-Syst. (Sanitär) in m 

Kr-mV« k*S° b - an Hotel! 

^ankonhauwr. Hein». Industrie 

\^ Wa J t £ nRcn - Kommune 
c,i, W in^ r hohes Einkommen. 

Ra lio^H ^ ro * e " : Acüv CmbK 

Ra liuncli Sanitärtechnik, Haube da 
sor s tr. 29. 6300 Wiesbaden 


Neuartiger Lügendetektor . 

auf dem Markt. Gratisinfo 05| 
, anfordem. I 

LöNA, Abt 18 Hau ptstät terstr . j 
152. 7000 Stuttgart: T 



Fensterauf für 
Ihre Zukunft! 

Kannen Sie sich aus in dar Fensterbrand»? 
Maban Sie Erfahrungen im Verkauf von 
Kunsfctoff-Fensiem? Dann ist för Sfe d» 
Blick frei, ad eine berufliche' 'Zukunft' 
™ technischen .Fenstern erkauf in Nord- 
deutschland. 

Dies ist eines von vielen interessanten Steh 
»nongeboien am Samstag, ft Dezember, 

im groben Steltenanzeigenteil der WEI ' 

Nutien Sie alle Ihre Berafs-Chancea Kau-_ 
fer i S,e sich die WELT. Nächsten Scmtao- 
jeden aamstog. 
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